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1 Zu bisherigen und kiinftigen Anderungen der NBauO 2021 - 2025

1.1  Welche Anderungen der NBauO gab es seit 2021?
Seit dem Jahr 2021 gab es folgende Anderungen der NBauO:

- Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung der NBauO und des Nds. Denkmalschutzgeset-

zes vom 10.11.2021 (Nds. GVBI. S. 732) enthalt in erster Linie folgende Anderungen /
Erganzungen:

» Digitalisierung der Baugenehmigungsverfahren (§ 3a);

= Pflicht zur Errichtung von Solarenergieanlagen auf Dachern (8§ 32a);

= Verfahrensfreiheit fir temporare Nutzungsanderungen von Veranstaltungen in
(kleineren) Nicht-Veranstaltungsraumen (8 60);

= Verfahrensfreiheit fir Windenergieanlagen in Gewerbe- und Industriegebieten
sowie im AulRenbereich (Nr. 2.5 des Anhangs zu § 60 Abs. 1);

= Erweiterung der Genehmigungsfreiheit auf Wohngebaude aller Gebaudeklassen,
ausgenommen Sonderbauten (8§ 62);

= Erweiterung des Vereinfachten Genehmigungsverfahrens auf Baumafinahmen
zum Repowering von bestehenden WEA, inklusive Sonderbauten (§ 63);

= Pré&klusion von Nachbareinwendungen (8 68 Abs. 3);

= Vorprifung des Bauantrages (§ 69 Abs. 2);

= Rucknahmefiktion bei Nichtbehebung von Mangeln (8§ 69 Abs. 1 und 2);

= bei Typengenehmigungen bedirfen Prufungen der Statik und der Feuerwider-
standfahigkeit einer Typenprifung (§ 73a).

Artikel 3 des Gesetzes zur Anderung des Nds. Architektengesetzes und des Nds. Inge-
nieurgesetzes vom 10.11.2021 (Nds. GVBI. S. 739) enthalt Anderung der Anforderun-
gen an Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser (88 53, 62 und 65).

Artikel 3 des Gesetzes vom 28.6.2022 (Nds. GVBI. S. 388) enthalt Konkretisierung der
Pflicht zur Errichtung von PV auf Dachern und Erweiterung der Pflicht zur Errichtung
von PV auch auf Parkplatzen oder Parkdecks mit mehr als 50 KFZ-Einstellplatzen

(8 32a).

Artikel 8 des Gesetzes vom 22.9.2022 (Nds. GVBI. S. 578) enthéalt Korrekturen der An-
gaben in den 88§ 32a Abs. 2 Satz 1, 74 Abs. 4 Satz 1 und 80 Abs. 1 Nummern 7 und 8.

Artikel 5 des Gesetzes zur Anderung der NBauO und des Nds. Gesetzes zur Erleichte-
rung der Schaffung von Wohnraum vom 21.6.2023 (Nds. GVBI. S. 107) enthdlt insbe-
sondere folgende Anderungen:

= Abstandsregelungen fiir Solarenergieanlagen auf Garagen und Gebauden ohne Auf-
enthaltsraume und Feuerstatten (8 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 3);

= Abstandsregelungen fir freistehende Warmepumpen (8 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 4);

= Anderungen zur Bauvorlageberechtigung (§ 53 Abs. 9);

= Regelungen zu genehmigungsbedurftigen temporaren Nutzungsanderungen von
Veranstaltungen in (groReren) Nicht-Versammlungsrdumen (8 63 Abs. 2, § 70
Abs. 2);

Artikel 4 des Gesetzes zur Verbesserung des Klimaschutzes vom 12.12.2023 (Nds.
GVBI. S. 289) enthalt Verscharfungen der Pflicht zur Installation von Solarenergieanla-
gen ab 1.1.2025 (8§ 32a) und eine Pflicht der Kommunen zur Beriicksichtigung des Kli-
maschutzes beim Erlass ortlicher Bauvorschriften (8 84 Abs. 3).


https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkundungsblatter_vorjahre/niedersachsisches-ministerialblatt-2023-228359.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html

1.2 Welche Anderungen der NBauO pragten die vergangenen Jahre bis 2023?

Seit Jahren wird die Niedersachsische Bauordnung (NBauO) an aktuelle Herausforderungen
angepasst. Viele Anderungen wurden im Jahr 2021 vorgenommen. Hervorzuheben sind:

- Digitalisierung der Baugenehmigungsverfahren: Niedersachsen war Vorreiter bei der
Einfihrung einer Pflicht zur elektronischen Ubermittlung von Antragen. Dies stellt einen
wichtigen Meilenstein zur Beschleunigung und Vereinfachung von Baugenehmigungs-
verfahren dar.

- Zudem wurden in den vergangenen Jahren durch mehrere Anderungen viele Vereinfa-
chungen eingefuhrt. Die Wichtigsten:

Einfihrung einer Vorprifungsfrist und Préaklusionsvorschrift im Baugenehmigungs-
verfahren.

Die Errichtung aller Wohngebaude — mit Ausnahme von Hochhausern —ist in Ge-
bieten mit Bebauungsplan genehmigungsfrei gestellt; es bedarf nur eines einfa-
chen Mitteilungsverfahrens.

Umfangreiche Erleichterungen hinsichtlich der Einhaltung von Grenzabstanden fur
Anderungen, Nutzungsanderungen, An- und Aufbauten sowie der Errichtung von
Dach- und Staffelgeschossen in/auf bestehenden Gebauden.

Keine Aufzugspflicht bei Nutzungsanderungen oberster Geschosse oder nachtrag-
licher Errichtung von nicht mehr als zwei weiteren Geschossen.

Erleichterungen fur die brandschutztechnische Beschaffenheit bestehender Bau-
teile bei Umnutzungen zu Wohnungen.

Anforderungen an die Barrierefreiheit von Wohnungen gelten nur noch dann, wenn
ein Gebaude errichtet wird.

Erleichterungen fir feuerbestandige und hochfeuerhemmende Bauteile, die auch
aus brennbaren Baustoffen bestehen dirfen, beispielsweise in Holzbauweise
auch in hoheren Gebaudeklassen.

Temporare Erleichterungen fir die Schaffung von Wohnraum durch das Gesetz
zur Erleichterung von Wohnraum (NESWoG) vom 10.11.2020 (gilt fir Bauantrage
und Mitteilungen bis 31.12.2025),

o kein Kinderspielplatz notwendig bei Wohngebaude, das in Baullicke errichtet
wird,

o bei Anderungen eines Gebaudes, durch die mindestens eine zusétzliche
Wohnung geschaffen wird, keine Anpassungen der nicht vom Bau betroffe-
nen Bereiche.

Prifung des Standsicherheitsnachweises durch Bauaufsichtsbehdrde nur fur be-
stimmte Wohngeb&ude .

Nachreichung des Standsicherheitsnachweises mdglich.

Einfuhrung der Typengenehmigung.




1.3 Welche Anderungen der NBauO sind derzeit (2024) in Planung?

Am 05.12.2023 hat das Kabinett der Niedersachsischen Landesregierung einen Entwurf fir
eine Anderung der NBauO gebilligt und die Freigabe fiir die Verbandebeteiligung ausgespro-
chen. Nach deren Durchfiihrung wird sich die Landesregierung ein umfassendes Bild von den
Ruckmeldungen der Verbande machen, diese bewerten und dem Landtag einen entsprechen-
den Vorschlag fir eine Anderung der NBauO unterbreiten. Im Zentrum des Gesetzentwurfes
stehen die Umbauordnung sowie die Umsetzung des zwischen Bund und Landern am
06.11.2023 geschlossenen ,Bau-Turbo-Paktes®.

1.4 Wo findeich die aktuelle Niedersachsische Bauordnung?

Die Niedersachsische Bauordnung (NBauO) sowie alle Verordnungen finden Sie in dem Nie-
dersachsischen Vorschrifteninformationssystem. Der Link hierzu lautet: NI-VORIS.

1.5 Wo finde ich weitere Informationen zu bauordnungsrechtlichen Themen?

Auf der Homepage des MW werden sowohl im Pressebereich und im Themenbereich Woh-
nen und Bauen regelm&Rig aktuelle Informationen verdéffentlicht.



https://voris.wolterskluwer-online.de/
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/bauen_wohnen/bauordnungsrecht_bautechnik_und_gebaudeenergierecht/bautechnik/technische_baubetimmungen/technische-baubestimmungen-217328.html
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/bauen_wohnen/bauordnungsrecht_bautechnik_und_gebaudeenergierecht/bautechnik/technische_baubetimmungen/technische-baubestimmungen-217328.html
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2 Zu 8 2 NBauO (Begriffe)
2.1 Was bedeutet die Regelung in 8 2 Abs. 5 Nr. 7 Buchst. b NBauO?

Durch die im Jahr 2021 beschlossene Anderung sind nicht mehr alle Flachen fiir GroRBveran-
staltungen im Freien ein Sonderbau im Sinne des § 2 Abs. 5 Nr. 7 Buchst. b NBauO, sondern
nur noch diejenigen mit Triblnen, die keine fliegenden Bauten sind und insgesamt mehr als
1 000 Besucherinnen und Besucher fassen. Das Vorhandensein von Szenenflachen und Tri-
bldnen und deren Verkoppelung mit dem dauerhaften Nutzungszweck der Anlage sind Voraus-
setzungen, um unter die Regelung zu fallen; temporére Veranstaltungen wie Musikfestivals
auf Freiflachen werden nicht erfasst. Werden bei solchen Veranstaltungen allerdings Triblinen
(und Buhnen) aufgestellt, handelt es sich bei diesen um Fliegende Bauten, die wiederum in
den Regelungsbereich der Niedersachsischen Bauordnung und damit auch in die Zustandig-
keit der Bauaufsicht fallen.
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3 Zu § 3 a NBauO (Elektronische Kommunikation)

3.1 Warum sind Verwaltungsleistungen elektronisch anzubieten?

Mit 8 1 Onlinezugangsgesetz (OZG) des Bundes werden Bund und Lander verpflichtet, ihre
Verwaltungsleistungen auch elektronisch Uber Verwaltungsportale anzubieten und diese zu
einem Portalverbund zu verknupfen. Das Niedersachsische Gesetz uber digitale Verwaltung
und Informationssicherheit (NDIG) rundet dies fur die Gbrigen Verwaltungsleistungen der Be-
horden in Niedersachsen ab. Zudem gibt es eine Reihe von europdischen Regelungen (EU-
Dienstleistungsrichtlinie, Single Digital Gateway-VO, eIDAS-VO).

3.2 Welche Basisdienste stellen Bund und Land zur Verfiugung?

- Der Bund bietet mit bundID ein zentrales Nutzerkonto zur Identifizierung an. Nahere In-
formationen finden Sie hier bei bundID. Die friher in den Bundeslandern bestehenden
Landes-Nutzerkonten werden abgeschaltet.

- Das Land bietet als Basisdienst das ,Serviceportal Niedersachsen® (service.nieder-
sachsen.de) an und betreibt den ,Birger und Unternehmensservice Niedersachsen®
(BUS) mit Informationen und Dienstleistungen.

- Das Land betreibt ebenfalls als Basisdienst (Kommunikations- und Transaktionsplatt-
form) das ,Niedersachsisches Antragssystem fir Verwaltungsleistungen Online®
(NAVO), dem sich mehrere Bauaufsichtsbehtrden angeschlossen haben.

- Niedersachsen hat einen Vertrag zur Nachnutzung der vom Land Mecklenburg-Vorpom-
mern flr digitale Baugenehmigungsverfahren entwickelten Software geschlossen (EfA-
Prinzip; ,Einer-fur Alle-Prinzip®).

3.3 Wieist die Rechtslage seit 01.01.20247?

Mit dem 31.12.2023 ist die in der NBauO vorgesehene zweijahrige Ubergangsfrist abgelaufen,
in der eine elektronische Kommunikation mdglich, aber noch nicht verpflichtend war. Seit dem
01.01.2024 besteht fir Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser nun die Pflicht, Antrage,
Mitteilungen etc. elektronisch tber ein Nutzerkonto zu Ubermitteln; dies gilt auch, wenn Bau-
herrinnen und Bauherrn zur Ubermittlung berechtigt sind. Sofern dieses vereinzelt noch nicht
bei allen Bauaufsichtsbehérden mdaglich sein sollte, sollten sich Entwurfsverfasserinnen und
Entwurfsverfasser tber den aktuellen Ablauf bei der unteren Bauaufsichtsbehorde informie-
ren.

3.4 Wie lautet der Kern der Regelungen in § 3 a NBauO?

Mit den 2021 erfolgten Anderungen der NBauO im Zusammenspiel mit der NBauVorlVO erfolgt
eine deutliche Modernisierung dieses Gesetzes - die NBauO ist im Zeitalter der Digitalisierung
angekommen. Durch die erfolgten Anderungen wurden viele Detailregelungen getroffen, die
insbesondere der elektronischen Bauantragstellung in Niedersachsen einen Schub geben.

. Die elektronische Antragstellung, Anzeige und Mitteilung wird mit dem neuen § 3 a
NBauO zum Regelfall.

. Es gibt mehr Rechtssicherheit bei der Ubersendung von elektronischen Dokumen-
ten durch die Vorgabe von Sicherheitsniveaus und Signaturvorgaben.


https://id.bund.de/de
https://service.niedersachsen.de/
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° Es erfolgt eine elektronische Bundelung des Verfahrens bei der Bauaufsichtsbe-
horde, von dort werden alle anderen beteiligt.

° Es wird angeknipft an das Nutzerkonto nach dem Onlinezugangsgesetz.

Einen Uberblick uiber die neuen Regelungen zur elektronischen Kommunikation in der NBauO
vermittelt der in den Niedersachsischen Verwaltungsblattern erschienene Fachartikel ,Nieder-
sachsische Bauordnung: ein Schub fir die Digitalisierung®, den Sie hier aufrufen kénnen.

NdsVBI_04_2022.pd
f

3.5 An welche Behorden sind seit dem 01.01.2022 Antrage etc. zu Ubermitteln?

An die unteren Bauaufsichtsbehdrden. Aufgrund der Umstellung auf die elektronische Kom-
munikation als Standardverfahren sind Antréage, Anzeigen und Mitteilungen nun — anders als
friher — durch die Entwurfsverfasserin oder den Entwurfsverfasser (mit Vollmacht der Bauher-
rin oder des Bauherrn) oder die Bauherrin oder den Bauherrn in den Féllen, in denen diese
berechtigt sind, an die unteren Bauaufsichtsbehérden zu Ubermitteln. Bauherrinnen oder Bau-
herren sind in den Fallen der Abbruchanzeige und Bauvoranfrage berechtigt.

Die Bauaufsichtsbehorde ist grundsatzlich Herrin des Verfahrens. Sie beteiligt die Gemeinde,
Behorden und Stellen, und bei ihr gehen die Stellungnahmen wieder ein. Die technische Aus-
stattung der Bauaufsichtsbehérde erméglicht eine zlgige ,sternférmige” Beteiligung sowie die
Vorgangsverfolgung, so dass auch die Ricklaufe zligig Ubermittelt werden kdnnen; lange
Postwege entfallen.

3.6 Kann auch ein Organisationskonto verwendet werden?

Mit der Festlegung der Rolle der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers auf eine
naturliche Person scheidet die Nutzung des Organisationskontos (,Firmenkonto®) derzeit aus.
Es ist das personliche Nutzerkonto der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers ein-
zusetzen. Erst wenn das Organisationskonto zu einem spateren Zeitpunkt eine individualisier-
bare Zuordnung ermdéglicht, kommt diese in Betracht.

3.7 Dirfen bei Verwendung des Nutzerkontos verschiedene Personen Dateien ,,hoch-
laden“?

Nein, die ,erklarende Person® — in den meisten Fallen die Entwurfsverfasserin oder der Ent-
wurfsverfasser - soll die Kommunikation flihren und alle Faden in der Hand halten.

3.8 Muss bei der Ubermittlung in einen Projektraum ein Nutzerkonto verwendet wer-
den?

Nein. Die Regelung in 8 3 a Abs. 1 Satz 6 NBauO stellt eine Ausnahme von dem Grundsatz
der Ubermittlung unter Verwendung eines Nutzerkontos dar. Allerdings miissen dann alle Bau-
vorlagen eine qualifizierte elektronische Signatur enthalten, weil die Ausnahme nach § 3 a
Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 NBauO nicht einschlagig ist.
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3.9 Wiekann eine Person ohne deutschen Personalausweis ein Nutzerkonto anlegen?

Die BundID kann die nationalen und européischen elD verarbeiten. Personen, die keinen elD
besitzen, kdnnen als Unionsbirger bzw. im Rahmen des EWR eine elD-Karte nutzen. Bei
einer turkischen Staatsangehdrigkeit steht allerdings keine elD als Zugang zur digitalen Ver-
waltung zur Verfligung.

3.10 Was wird durch die NBauVorlVO zur elektronischen Kommunikation geregelt?

Die Niedersachsische Bauvorlagenverordnung (NBauVorlVO) konkretisiert die Vorgaben fir
die Antragstellung, Mitteilung etc. und legt groRRen Wert auf Details bei den Bauvorlagen.

e Es wird klargestellt, in welchem Format und mit welchem Inhalt elektronische Doku-
mente zu Ubersenden sind.

e Es wird klargestellt, wie Dateien bei der Ubersendung zu bezeichnen sind, damit eine
Einheitlichkeit entsteht und die Bauaufsichtsbehdrden in der elektronischen Ablage die
Ubersicht behalten.

3.11 Wer darf die Antrage etc. und Bauvorlagen elektronisch Gbermitteln?

Nach der Konzeption in der NBauO haben nach § 67 Abs. 1 NBauO nur die Entwurfsverfas-
serin oder der Entwurfsverfasser den Bauantrag etc. an die untere Bauaufsichtsbehorde unter
Verwendung ihres Nutzerkontos (bundID) nach § 3 a NBauO zu tbermitteln. Dies gilt auch fur
die damit verbundenen Antrage auf Abweichung, Ausnahme oder Befreiung (8 66 NBauO)
sowie Antrage auf Typengenehmigung (8§ 73 a NBauO), separat gestellte Antrdge auf Besta-
tigung des Nachweises der Standsicherheit oder des Nachweises des Brandschutzes (§ 65
Abs. 2 Satz 3 NBauO) sowie Mitteilungen nach § 62 NBauO. Sofern diese Antrage von einer
Bauherrin oder einem Bauherrn gestellt werden, die oder der nicht selbst die Anforderungen
nach § 53 NBauO erflllt, sind sie in nicht zulassiger Weise gestellt worden.

Die Bauherrin oder der Bauherr ist auch in einigen Fallen grundséatzlich berechtigt, Antrage zu
stellen (z. B. Abweichungsantrag bei verfahrensfreien Baumafinahmen, Bauvoranfrage, wenn
kein/e Entwurfsverfasser/in erforderlich), Anzeigen (z. B. Abbruchanzeige) und Mitteilungen
(z. B. Bauleitungswechsel) zu machen.

3.12 Muss vor der elektronischen Ubermittlung eine Bevollméachtigung erfolgt sein?

Ja, siehe 88 62 Abs. 3 und 67 Abs. 1 NBauO. Eine Bevollméachtigung der Entwurfsverfasserin
oder des Entwurfsverfassers ist nach der neuen Regelung in § 52 Abs. 2 Satz 3 NBauO fiir
alle einzureichenden Antrage, Anzeigen und Nachweise erforderlich, soweit eine Entwurfsver-
fasserin oder ein Entwurfsverfasser zu bestellen ist.

3.13 Wie ist die Bevollmachtigung nachzuweisen?

Es gilt 8 14 Abs. 1 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG), wonach die Bevollméachtigte
oder der Bevollmachtigte auf Verlangen ihre bzw. seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen
hat. Darliber hinaus zahlt die Vollmacht nicht zu den Bauvorlagen im Sinne des § 2 Abs. 18
NBauO. Die Bevollmé&chtigung kann auf Verlangen auch elektronisch tibermittelt werden und


https://www.personalausweisportal.de/Webs/PA/DE/buergerinnen-und-buerger/eID-karte-der-EU-und-des-EWR/eid-karte-der-eu-und-des-ewr-node.html

14

erfordert dann gemaf § 3 a Abs. 2 Satz 2 VwVfG als Ersatz fur die Schriftform eine qualifizierte
elektronische Signatur (siehe auch 9.3).

3.14 Was geschieht, wenn eine Ubermittlung technisch nicht durchfuhrbar ist?

Durch die Pflicht zur elektronischen Ubermittlung durch die Antragstellerinnen und Antragstel-
ler entsteht zugleich fiir diese Personen die Notwendigkeit, die technischen Voraussetzungen
zu schaffen. Fur Ausnahmefalle gibt es die Ausnahmeregelung in 8 3 a Abs. 2 NBauO. Die
Bauaufsichtsbehdrde lasst im Einzelfall zu, dass Antréage etc. und dazugehdrige Unterlagen
als Schriftstiicke (Dokumente in Papierform) Ubersendet werden kénnen, wenn eine elektroni-
sche Ubermittlung nicht zumutbar ist.

3.15 Was bedeutet Unzumutbarkeit in diesem Zusammenhang?

Unzumutbar ist eine elektronische Ubermittlung zum Beispiel dann, wenn die technischen Vo-
raussetzungen nicht vorhanden sind und eine Beschaffung aus individuellen Grinden nicht
verhaltnismaliig ware.

Fur den Regelfall verlangt allerdings der Gesetzgeber von der Entwurfsverfasserin oder dem
Entwurfsverfasser, sich ein Nutzerkonto zuzulegen und die Mdglichkeit, qualifizierte elektroni-
sche Signaturen anfertigen zu kdnnen.

3.16 In welchem Dateiformat hat die Ubermittlung zu erfolgen?

Grundsatzlich ist die Datei im pdf-Format zu Ubersenden, dies ergibt sich aus Nummer 2
Buchst. a der Anlage 1 (zu § 3 Abs. 1 Satz 2) NBauVorlVO. Nur wenn eine Bearbeitung durch
die Bauaufsichtsbehdrde auf einem gesonderten Layer nicht méglich ist, so wird gemal Num-
mer 2 Buchst. b der Anlage 1 (zu § 3 Abs. 1 Satz 2) NBauVorlVO eine Datei in einem Format
bendtigt, das Eintragungen zulasst. In Buchstabe b sind hierzu einige Datei-Formate als Bei-
spiele genannt.

3.17 Wie sind Dokumente in Papierform zu beschriften?

Die Anforderung fir die Beschriftung auf allen Seiten ergibt sich aus 8§ 2 Abs. 4 Satz 2 NBau-
VorlVO, die fur alle Bauvorlagen und nicht nur fur die elektronischen gilt.

3.18 Durfen bautechnische Nachweise auch in Papierform tGbermittelt werden?

Aufgrund des 8 3 a Abs. 1 Satz 1 NBauO sind alle Bauvorlagen grundsétzlich elektronisch zu
Ubermitteln. Nach § 3 Abs. 3 NBauVorlVO kann die Bauaufsichtsbehdrde verlangen, dass ein-
zelne Bauvorlagen als Dokument in Papierform tUbermittelt werden, wenn dies fur die Beurtei-
lung des Bauvorhabens erforderlich ist. Fir den Nachweis der Standsicherheit ist in § 14
Abs. 4 NBauVorlVO eine Spezialregelung fur ein ,Arbeitsexemplar® aufgenommen worden,
das — soweit erforderlich — zusatzlich zu den elektronischen Bauvorlagen als Dokument in
Papierform angefordert werden kann.
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3.19 Welche Unterschriften sind bei der Ubermittlung in Papierform erforderlich?

Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser hat den Antrag oder die Mitteilung auf-
grund einer Vollmacht der Bauherrin oder des Bauherrn zu tibermitteln und die Bauherrin oder
den Bauherrn dartiber in Kenntnis zu setzen. Bei der Ubermittlung in Papierform ist auf dem
Formular die Unterschrift der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfasser erforderlich. Die
Bauherrin oder der Bauherr kann auf dem Formular ebenfalls unterschreiben - im freiwilligen
Unterschriftenfeld - und damit die Kenntnisnahme gegeniber der Bauaufsichtsbehdrde doku-
mentieren.

3.20 Wer ist Adressat des Kostenfestsetzungsbescheides?

Gemal § 41 Abs. 1 VwWVIG ist ein Verwaltungsakt der- oder demjenigen Beteiligten bekannt
zu geben, fur den er bestimmt ist. Ist eine Bevollméachtigte oder ein Bevollmachtigter bestellt,
so kann die Bekanntgabe auch diesem gegeniber vorgenommen werden. Kostenschuldnerin
oder Kostenschuldner ist gem. 8 5 Abs. 1 NVwKostG die Bauherrin oder der Bauherr und da-
mit gemaf § 41 Abs. 1 Satz 1 VwVfG Empfangerin bzw. Empfanger des Kostenbescheides.
Soweit eine Entwurfsverfasserin oder ein Entwurfsverfasser fir das jeweilige Verfahren zu be-
stellen ist, ist diese Bevollmachtigte bzw. dieser Bevollmachtigter im Sinne des § 14 VwVTG.
Gemal § 41 Abs. 1 Satz 2 VWVTG koénnte in diesem Fall die Bekanntgabe des Kostenbeschei-
des auch gegeniber der Entwurfsverfasserin bzw. dem Entwurfsverfasser erfolgen.

3.21 Was ist eine ,,qualifizierte elektronische Signatur® (qeS)?

Die qualifizierte elektronische Signatur ist eine mit einer sicheren Signaturerstellungseinheit
erstellte und auf einem qualifizierten Zertifikat beruhende elektronische Signatur. Sie ist somit
eine spezielle Art der elektronischen Unterschrift, die hdchsten gesetzlichen Anforderungen
gerecht wird und eine zweifelsfreie Zuordnung der Identitat der unterzeichnenden Person er-
maoglicht.

Jede in einer E-Mail oder in einem elektronischen Dokument erfasste Unterzeichnung — egal
ob mit per Tastatur erfasstem Namen oder mit eingefligtem Unterschriften-Scan - stellt eine
hingegen nur einfache elektronische Signatur dar, die verandert werden kann und keine Si-
cherheit Gber die Identitat der Unterzeichnenden gibt. Die Beweiskraft ist &ul3ert gering.

Im Gegensatz zu dieser einfachen Signatur ermoglicht die qualifizierte elektronische Signatur
zu beweisen, dass das unterzeichnete Dokument tatséchlich von der unterzeichnenden Per-
son stammt und im Nachhinein nicht veréandert wurde. Die geS erflillt folgende Anforderungen;
sie

- ist der/dem Unterschreibenden eindeutig zugeordnet.
- ermdglicht deren/dessen ldentifizierung zweifelsfrei.
- wird mithilfe einer qualifizierten elektronischen Signaturerstellungseinheit erstellt.

- ist so konzipiert, dass man eine nachtragliche Veranderung der Daten in der Signatur
erkennen kann.

- beruht auf einem qualifizierten Zertifikat fur elektronische Signaturen.

Hinsichtlich eines mit geS unterzeichneten Dokuments tritt eine Beweislastumkehr ein, d. h.
die Signatur ist der Beleg fir die ,Echtheit” von Dokument und erklarender Person.
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Vereinfacht gesagt: Mit einer qualifizierten elektronischen Signatur wird von einem Vertrau-
ensdienstleister bestatigt, dass die erklarende Person wirklich die ist, die sie vorgibt zu sein —
und das in Sekundenschnelle.

3.22

Wo ist die qualifizierte elektronische Signatur (qeS) rechtlich geregelt?

Das Signaturrecht ist in der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Parlamentes
und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste flr
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt geregelt und gilt als Verordnung unmittelbar in
allen Mitgliedstaaten (sog, ,e|DAS-Verordnung — ,electronic IDentification, Authentication and
trust Services").

3.23

3.24

Welche Vorteile hat eine qualifizierte elektronische Signatur (geS)?

Die geS ist die einzige elektronische Signatur, die der eigenhandigen Unterschrift recht-
lich gleichgestellt ist (§ 126 a BGB).

Das System der geS ist auf Grundlage der eIDAS-Verordnung der EU seit Jahren ein-
gefuhrt und etabliert. Es wird bereits vielfach im Wirtschaftsleben z.B. beim Abschluss
von Vertragen, aber auch von Behdrden bei der Erteilung von Bescheiden verwendet.

QeS werden bei Vertragen und Dokumenten eingesetzt, aus denen sich im Streitfall ein
Haftungsrisiko ergeben kann.

Die geS bietet als einzige elektronische Signatur Rechtssicherheit. Dies ist relevant bei
allen Dokumenten, bei denen rechtssicher die ldentitat der Verfasserin oder dess Ver-
fassers feststehen muss und gewabhrleistet ist, dass die Datei nicht verandert wurde.

° Pdf-Dateien mit einer geS sind ohne Signaturbruch nicht veranderbar. Dies hat fur
die Verfasserin oder den Verfasser der Datei den Vorteil, dass Dritte keine Ande-
rungen vornehmen konnen.

. Es wird mit der qeS deutlich, dass genau ,diese“ Fassung der Datei und nicht eine
aus Versehen libersandte Datei die rechtlich bindende Fassung ist.

o Es wird garantiert, dass das mit geS versehene Dokument wirklich von der erkla-
renden Person stammt.

. Diese Rechtssicherheit ist fur die Entwurfsverfasserin und den Entwurfsverfasser
von erheblicher Bedeutung zur Reduzierung von Haftungsrisiken.

Was wird fur eine qualifizierte elektronische Signatur (qeS) bendétigt?

Die Feststellung der Identitéat der Person, die das Dokument mit einer Signatur versehen
mdochte, wird von einem nach EU-Recht akkreditierten Vertrauensdiensteanbieter ge-
wébhrleistet. Mit diesem muss ein Vertrag abgeschlossen werden. Die EU veréffentlicht
eine Liste mit allen akkreditierten Vertrauensdiensteanbietern, die bei der Bundesnetza-
gentur hier einsehbar ist.

Der Vertrauensdiensteanbieter nimmt eine Identitatsprifung z.B. durch Video-ldent-Ver-
fahren vor.

Fur die Erteilung der qeS gibt es derzeit zwei Wege:


https://www.bundesnetzagentur.de/EVD/DE/Nutzer/Anbieterliste/start.html
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= Variante 1;

e Vertrag mit Vertrauensdiensteanbieter (z.B. D-Trust https://www.bundesdru-
ckerei.de/de/loesungen/Signaturkarten  oder  telesec  https://www.tele-
sec.de/de/produkte/signaturkarte/ueberblick/) mit vorheriger ldentitatsprifung

e Signaturkarte wird von Vertrauensdiensteanbieter gestellt.
o Kartenlesegerat
e Signatursoftware

= Variante 2:

¢ Vertrag mit Unternehmen mit externer Server-Lésung mit vorheriger Identitats-
prifung.

e Nutzung des Online-Dienstes des Unternehmens (ohne weitere technische Vo-
raussetzungen)

3.25 Wie lasst sich eine qualifizierte elektronische Signatur (geS) erkennen?

Das Programm, mit dem pdf-Dateien aufgerufen werden, muss das Lesen von geS unterstit-
zen.

3.26 Kann ich mit Personalausweis eine geS erstellen?

Nein. Um mit dem elektronischen Personalausweis eine qualifizierte elektronische Signatur
(geS) zu erzeugen und mit dieser ,digital unterschreiben“ zu kédnnen, ist ein Signaturzertifikat
(qualifiziertes elektronisches Zertifikat) nétig. Solch ein Signaturzertifikat muss auf den elekt-
ronischen Personalausweis geladen werden. Qualifizierte elektronische Zertifikate werden von
entsprechenden Anbietern kostenpflichtig angeboten. Somit ist der elektronische Personal-
ausweis fur die Nutzung einer geS (Unterschriftsfunktion) lediglich vorbereitet (siehe:
https://www.die-eid-funktion.de/funktionen-des-personalausweises/unterscheidung-der-on-
line-ausweisfunktion-und-unterschriftsfunktion/ )

Mit einem neuen Projekt will das BMI ermdglichen, geS durch Dritte unter Einsatz des Perso-
nalausweises zu erstellen: https://www.bmi.bund.de/Webs/PA/DE/wirtschaft/e|DAS-kon-
forme-fernsignatur/eidas-konforme-fernsignatur-node.html;

Weitere Informationen zu den Funktionen des Personalausweises gibt es unter:
https://www.personalausweisportal.de/Webs/PA/DE/buergerinnen-und-buerger/der-personal-
ausweis/funktionen/funktionen-node.html

3.27 Was sind elektronische Siegel?

Analog zu den elektronischen Signaturen gibt es auch elektronische Siegel. Diese entspre-
chen den jeweiligen Signaturarten. Allerdings ist hierbei der/die Unterzeichnende keine natir-
liche Person, sondern eine juristische Person.


https://www.bundesdruckerei.de/de/loesungen/Signaturkarten
https://www.bundesdruckerei.de/de/loesungen/Signaturkarten
https://www.telesec.de/de/produkte/signaturkarte/ueberblick/
https://www.telesec.de/de/produkte/signaturkarte/ueberblick/
https://www.die-eid-funktion.de/funktionen-des-personalausweises/unterscheidung-der-online-ausweisfunktion-und-unterschriftsfunktion/
https://www.die-eid-funktion.de/funktionen-des-personalausweises/unterscheidung-der-online-ausweisfunktion-und-unterschriftsfunktion/
https://www.bmi.bund.de/Webs/PA/DE/wirtschaft/eIDAS-konforme-fernsignatur/eidas-konforme-fernsignatur-node.html
https://www.bmi.bund.de/Webs/PA/DE/wirtschaft/eIDAS-konforme-fernsignatur/eidas-konforme-fernsignatur-node.html
https://www.personalausweisportal.de/Webs/PA/DE/buergerinnen-und-buerger/der-personalausweis/funktionen/funktionen-node.html
https://www.personalausweisportal.de/Webs/PA/DE/buergerinnen-und-buerger/der-personalausweis/funktionen/funktionen-node.html
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3.28 st fur alle Entwurfsverfasser/innen eine geS technisch erforderlich?

Far die Anbringung einer geS an einer Bauvorlage wird eine sichere Signaturerzeugungsum-
gebung sowie ein qualifiziertes Signaturzertifikat (in der Regel auf einer Signaturkarte) beno-
tigt. Mit einem Nutzerkonto kann keine geS erzeugt werden. Nach der Formulierung der
NBauO kann das Nutzerkonto allerdings anstelle einer qeS verwendet werden, wenn die Bau-
vorlage von der Entwurfsverfasserin oder vom Entwurfsverfasser erstellt wurde und diese un-
ter Verwendung des Nutzerkontos tUbermittelt wird. Bei der Verwendung des Nutzerkontos wird
dann kein Signaturzertifikat eingesetzt, sondern der elektronische Personalausweis oder das
Elster-Zertifikat.

3.29 Ddurfen in Lageplanen mit geS Eintragungen vorgenommen werden?

Nein, sonst wird die geS in der Regel zerstort. Es werden daher zwei Lagepléne benétigt. Zum
einen der qualifizierte, unveranderte Lageplan mit geS der 6ffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurin oder des offentlich bestellten Vermessungsingenieurs oder der Katasterverwal-
tung. Zudem wird ein zweiter Lageplan bendétigt, der eine Kopie des ersten ist und in dem die
erforderlichen Eintragungen durch die Entwurfsverfasserin oder den Entwurfsverfasser vorge-
nommen werden.

3.30 Bendtigen Prifvermerke externer Prifingenieure/innen eine qeS?

Da die externen Personen von der unteren Bauaufsichtsbehérde beauftragt werden, gestaltet
die Behorde das Verfahren fiir die Ubermittlung. In das System der NBauO passt hinein, dass
auch diese Dokumente eine geS beinhalten.

3.31 Prift die Bauaufsichtsbehdrde die qualifizierte elektronische Signatur (qeS)?

Die Bauaufsichtsbehorde hat sich davon tiberzeugen, dass die qualifizierte elektronische Sig-
natur von dem stammt, der vorgibt, die Unterlage ,gezeichnet® zu haben. Dieses kann mit
einem einfachen pdf-Reader geschehen.
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4 Zu 8 4 NBauO (Zuganglichkeit des Baugrundstiucks)

4.1 Konnen bestehende Baulasten zu Einstellplatzen und Uberwegungsrechten auf
Antrag geldscht werden?

Vereinigungsbaulasten, die vom 01.05.1986 (Inkrafttreten der derzeit noch geltenden Rechts-
lage, nach der eine Vereinigungsbaulast die Zuganglichkeit des Baugrundstiicks und die not-
wendigen Einstellplatze nicht umfasst) bis zum 31.12.2021 (AuRerkrafttreten der bisherigen
Regelung) begriindet wurden, hatten nur einen geringeren Regelungsinhalt als kunftige Ver-
einigungsbaulasten, da die Zuganglichkeit Giber ein anderes Grundstiick und die auf einem
anderen Grundstiick angeordneten notwendigen Einstellplatze durch die Vereinigungsbaulast
nicht mit abgesichert waren. Es bedurfte also zusatzlicher Zuwegungs- und Einstellplatzbau-
lasten. Dieser beschrankte Inhalt bestehender Vereinigungsbaulasten, der ja auch der Wil-
lenserklarung des Baulastgebers zu Grunde lag, kann durch die neue Rechtslage nicht nach-
traglich erweitert werden. Daher kénnen die Zuwegungs- und Stellplatzbaulasten nicht ge-
|6scht werden.
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5 Zu 8 5 NBauO (Grenzabstéande)
5.1 Wie sind die Grenzabstandsregelungen in der NBauO konzipiert?

Der Paragraf 5 in der NBauO ist sehr komplex, weil er viele Varianten fur die verschiedensten
baulichen Anlagen regelt. Die Abstandsregelungen in 8 5 NBauO bezwecken in erster Linie,
genigend freien Raum zwischen Gebauden zu sichern. Es soll insbesondere eine ausrei-
chende Belluftung, Besonnung und Tageslichtbeleuchtung der Gebaude und Grundstiicke ge-
wabhrleistet werden. Zudem dienen die Abstandsregelungen auch dem Nachbarschaftsfrieden.

Die Abstandsregelungen beziehen sich auf alle auf den AuRenflachen gelegenen Punkte von
Gebauden und von ,anderen bauliche Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebauden aus-
gehen...“. Zur Frage, in welchen Fallen Wirkungen wie von Gebauden ausgehen, siehe 5.2.

Fiur Geb&aude und fir bauliche Anlagen, von denen Wirkungen wie von Geb&auden ausgehen,
besteht vereinfacht gesagt der Grundsatz, dass mindestens ein Abstand von 3 Metern zu hal-
ten ist. Nahere Einzelheiten sind in 8 5 Abs. 2 NBauO enthalten. Davon kann es Ausnahmen
geben, die in weiteren Absatzen geregelt sind.

Der Grenzabstand von Warmepumpen darf beispielsweise nur in bestimmten Fallen und auch
nur auf einer bestimmten Lange unterschritten werden (siehe 5.7).

5.2 Was bedeutet ,,gebaudegleiche Wirkung“?

Wirkungen wie von Gebauden treten ein, wenn eine bauliche Anlage die Belichtung, Beson-
nung und Beluftung des Nachbargrundstiicks mehr als nur unerheblich beeintrachtigt (vgl.
VG Hannover, Urteil vom 14.10.2022 — 12 A 2675/20). Auf Emissionen wird bei den Grenzab-
standsregelungen nicht abgestellt.

5.3 Was sind ,,vor die AuBRenwand tretende Gebaudeteile“?

Die Regelung in 8 5 Abs. 3 Nr. 2 NBauO ist sehr eng an den angefiihrten Beispielen (Ein-
gangsuberdachung, Hauseingangstreppe ...) auszulegen. ,Blumenfenster, Erker und
.Zwerchgiebel“ bzw. ,Zwerchhauselemente® sind ein normaler Teil des Gebaudes und bilden
ebenfalls die AuRenwand; sie dirfen nicht hervortreten. Es handelt sich um eine nachbarscht-
zende Vorschrift.

Ein Aufzug — nur weil er aul3en liegt oder eventuell aus einem anderen Material besteht als die
AulRenwand — darf ebenfalls nicht hervortreten. Fur Aufziige gibt es die Sonderregelung in
Nr. 3 zur nachtraglichen Errichtung an baulichen Anlagen, die vor dem 01.01.2019 rechtmafiig
errichtet waren.

5.4 Wer muss belegen, dass ein bestehendes Gebaude rechtmalig errichtet wurde?

Die in § 5 Abs. 10 NBauO enthaltene Voraussetzung ,bei rechtmafig bestehenden Gebauden*
muss die Bauherrin oder der Bauherr belegen.

5.5 st jede Umnutzung hinsichtlich der Grenzabstdnde unbeachtlich?

Nach dem einleitenden Teil von 8 5 Abs. 10 NBauO gilt die Regelung nur fir rechtmallig be-
stehende Gebaude, die die aktuell geltenden Grenzabstande nach den Absétzen 1 bis 8 des


gebäudegleiche#_Was_bedeutet_
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§ 5 NBauO nicht einhalten, also fir Gebaude, die aufgrund eines alten Rechts grundséatzlich
mit diesem Grenzabstand errichtet werden durften. Hierbei ist insbesondere an die Umnutzung
von Dachbdden zu Wohnraum gedacht.

Die Regelung gilt nicht fir Geb&aude, die aufgrund einer geltenden Spezialregelung in den Ab-
satzen 3, 4 und 8 den regularen Grenzabstand nach den Abséatzen 1 und 2 unterschreiten
darfen oder nicht einhalten brauchen. Fur die Umnutzung von Garagen und AbstellrAumen,
die nach § 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 1 NBauO den Grenzabstand unterschreiten diirfen, kommt also
eine Ingebrauchnahme der Regelung des Absatzes 10 Nr. 2 ausdriicklich nicht in Betracht.

Die Regelung soll auch nicht fir die Umnutzung selbstandiger/isolierter oder angebauter Ne-
benanlagen gelten, die nach altem Recht mit einem verringerten Abstand errichtet werden
konnten, da diese mit den baulichen Anlagen nach § 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 1 NBauO vergleichbar
sind und aufgrund deutlich geringerer Anforderungen in Verbindung mit inrer Nutzung nur der
Verginstigung im Grenzabstandsbereich unterliegen.

Dies wurde durch einen Erlass der obersten Bauaufsicht vom 21.12.2021 klargestellt.

5.6 Was bedeutet ,freistehende Warmepumpen“?

Die Formulierung ,freistehende Warmepumpen®in § 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 4 NBauO macht deut-
lich, dass Warmepumpen als Teil eines Geb&audes nicht freistehend sind und daher nicht unter
die Privilegierung der genannten Grenzabstandsregelungen fallen. Teil eines Gebaudes wa-
ren sie zum Beispiel, wenn sie an der AuRenwand angeschraubt oder auf einem Garagendach
montiert werden wirden.

5.7 Aufwelcher Lange darf der Abstand von Warmepumpen unterschritten werden?

Aufgrund der im Jahr 2023 eingefiihrten Regelung in § 5 Abs. 8 Satz 5 Halbsatz 2 darf der
Abstand nur mit einer Gesamtléange von 3 Metern unterschritten werden.

5.8 Wann kdnnen bei Warmepumpen Abstéande nicht anders eigehalten werden?

Sinn der Regelung in 8 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 4 Buchst. a NBauO ist, dass eine Unterschreitung
von Grenzabstanden nur dann erfolgt, wenn eine Errichtung auf dem Grundstiick an anderer
Stelle nicht méglich ist. Kann die Warmepumpe an anderer Stelle unter Einhaltung der Grenz-
abstande aufgestellt werden, muss dies dort erfolgen. Dieses war den Abgeordneten des Nie-
dersachsischen Landtages im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens ein wichtiges Anliegen.

5.9 Was bedeutet ,,unzumutbare Beeintrachtigungen“ bei Warmepumpen?

Bei Anwendung der in 8 5 Abs. 8 Satz 4 Nr. 4 Buchst. b NBauO enthaltenen Regelung ist auf
den jeweiligen Einzelfall abzustellen. Eigentiimerinnen und Eigentiimer sollten auf jeden Fall
sorgféltig die Herstellerinformationen prifen und vergleichen. Zur Vermeidung von Konflikten
mit Nachbarinnen und Nachbarn sollte ein gerduscharmes Gerat mdoglichst weit von der
Grundstiicksgrenze aufgestellt werden, gegebenenfalls konnte es auch eingehaust werden.
Zudem ist darauf zu achten, dass die Abluft und etwaige Eisbildung die Nachbarin oder den
Nachbarn nicht stéren. Unzumutbare Beeintrachtigungen durfen tbrigens generell - unabhan-
gig vom Aufstellort - nicht eintreten.
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5.10 Wie wird der Abstand bei freistehenden Warmepumpen ermittelt?

Grenzabstand freistehender Warmepumpen (WP)

(Errichtung ist verfahrensfrei — keine Genehmigung erforderlich)

Prafung durch Bauherrin/Bauherr

WP hat
gebdudedhnliche Wirkung
und ist héher
als 1 Meter?

Kein Abstand zur
neinb{ Grundstiicksgrenze
erforderlich

P Gbersteig

Hohe von 2 Metern Mindestabstand

und j=» von 3 Metern zur
Breite von Grundstiicksgrenze
3 Metern?

nein

uf dem Grundstiick mi
Einhaltung des Grenzabstandes
errichtet werden?

nein

Abstand soweit
(mind. 3m), dass
j=»{ keine unzumutbare
Beeintrachtigungen
eintreten

Nachbargrundstiick
durch die WP unzumutbare
Beeintrachtigungen?

nein

Kein Abstand zur Grundstiicksgrenze erforderlich
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6 Zu 8 26 NBauO (Brandverhalten von Baustoffen)

6.1 Was ist neu an der Regelung zum Holzbau?

Die Anderung in § 26 Abs. 3 Satz 2 orientiert sich an der Landesbauordnung von Baden-
Wirttemberg. Bei der allgemeinen Zuléassigkeit von tragenden, aussteifenden und raumab-
schlieenden Holzbauteilen, die hochfeuerhemmend oder feuerbestandig sein missen, wird
nicht mehr auf die Vereinbarkeit mit Technischen Baubestimmungen abgestellt. Dies flhrt in-
sofern zu einer Verfahrenserleichterung, als nunmehr bei Bauarten, die auf3erhalb des Anwen-
dungsbereichs Technischer Baubestimmungen liegen, keine Abweichung nach § 66 NBauO
mehr zugelassen werden muss. Allerdings sind in solchen Féllen weiterhin allgemeine oder
vorhabenbezogene Bauartgenehmigungen nach § 16 a Abs. 2 Satz 1 NBauO erforderlich, da
die Standsicherheit im Brandfall und der Widerstand gegen eine Brandausbreitung in andere
Brand- oder Rauchabschnitte technisch im Detail zu belegen ist. Als Technische Baubestim-
mung ist die Richtlinie Uber brandschutztechnische Anforderungen an Bauteile und AuRRen-
wandbekleidungen in Holzbauweise (HolzbauRL) mit der VV TB — Fassung Méarz 2022 — bau-
aufsichtlich eingefuhrt worden.
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7 Zu § 32 a NBauO (Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung auf Dachern)

7.1 Welche Regelungen gelten bis Ende 20247
Bis zum 31.12.2024 gilt folgender Wortlaut des § 32 a NBauO:
»8 32 a Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung auf Dachern

(1) 'Bei der Errichtung von Gebauden, die mindestens eine Dachflache von 50 m? aufwei-
sen, sind mindestens 50 Prozent der Dachflache mit Solarenergieanlagen zur Stromerzeu-
gung auszustatten. *Satz 1 gilt, wenn fiir die BaumaRnahme der Bauantrag, der Antrag auf
bauaufsichtliche Zustimmung nach § 74 Abs. 2 oder die Mitteilung nach 8 62 Abs. 3

1. bei Gebauden, die Uberwiegend gewerblich genutzt werden, nach dem 31. Dezem-
ber 2022,

2. bei Wohngebauden nach dem 31. Dezember 2024 und

3. bei Gebauden, die nicht unter die Nummern 1 und 2 fallen, nach dem 31. Dezem-
ber 2023

ubermittelt wird. *Bei der Errichtung von Wohngebé&uden, die mindestens eine Dachfléache von
50 m? aufweisen und bei denen fiir die BaumafRnahme der Bauantrag, der Antrag auf bauauf-
sichtliche Zustimmung nach § 74 Abs. 2 oder die Mitteilung nach § 62 Abs. 3 nach dem 31. De-
zember 2022 Ubermittelt wird, ist die Tragkonstruktion des Gebaudes so zu bemessen, dass
auf allen Dachflachen Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung errichtet werden kénnen; wird
der Bauantrag, der Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung nach § 74 Abs. 2 oder die Mittei-
lung nach 8 62 Abs. 3 nach dem 31. Dezember 2024 Ubermittelt, so gilt nur Satz 1.

(2) Die Pflichten nach Absatz 1 Satze 1 und 3 entfallen,
1.  wenn ihre Erflllung im Einzelfall
a) anderen offentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht,
b)  technisch unmdéglich ist,
c) wirtschaftlich nicht vertretbar ist
oder

2. soweit auf der Dachflache Solarenergieanlagen zur Erzeugung thermischer Energie er-
richtet sind.

(3) 'Bei Errichtung eines offenen Parkplatzes oder Parkdecks mit mehr als 50 Einstellplat-
zen fur Kraftfahrzeuge ist Uber der fur eine solche Nutzung geeigneten Einstellplatzflache eine
Solarenergieanlage zur Stromerzeugung zu installieren. 2Ausgenommen von der Verpflichtung
sind Parkplatze, die unmittelbar entlang der Fahrbahnen 6ffentlicher Stral3en angeordnet sind
und die dem offentlichen Verkehr gewidmet sind; Absatz 2 Nr. 1 gilt entsprechend. *Satz 1 gilt,
wenn fir die BaumaRnahme der Bauantrag, der Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung nach
§ 74 Abs. 2 oder die Mitteilung nach § 62 Abs. 3 nach dem 31. Dezember 2022 tbermittelt
wird.”
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7.2 Welche Regelungen gelten ab 01.01.2025?
Ab dem 01.01.2025 gelten folgende Regelungen:
,8 32a Solarenergieanlagen *zur Stromerzeugung auf Dachern

(1) Bei der Errichtung eines Gebaudes mit einer Dachflache von mindestens 50 m? sind
mindestens 50 Prozent der Dachflache mit einer Solarenergieanlage zur Stromerzeugung aus-
zustatten.

(2) Wird ein bestehendes Gebaude geéndert durch
1. eine Aufstockung,
2. einen Anbau oder
3. eine Erneuerung der Dachhaut bis zur wasserfilhrenden Schicht,

so sind, wenn eine dabei neu errichtete oder erneuerte Dachflache mindestens 50 m? betragt,
mindestens 50 Prozent dieser Dachflache mit einer Solarenergieanlage zur Stromerzeugung
auszustatten.

(3) *wird ein offener Parkplatz oder ein offenes Parkdeck mit mehr als 25 Einstellplatzen
fur Kraftfahrzeuge errichtet, so ist Uber der Einstellplatzfliche eine Solarenergieanlage zur
Stromerzeugung zu installieren. ?Dieselbe Pflicht besteht auch, wenn mindestens 50 Prozent
der vorhandenen Flache eines offenen Parkplatzes in seinen Abmessungen oder Fahrbahn-
konstruktionen wesentlich geéndert oder erneuert werden. *Ausgenommen von den Pflichten
nach den Satzen 1 und 2 sind Parkplatze, die unmittelbar entlang der Fahrbahnen 6ffentlicher
StralRen angeordnet und die dem offentlichen Verkehr gewidmet sind. *Die Pflichten nach den
Satzen 1 und 2 gelten auch, wenn der Parkplatz oder das Parkdeck von mehreren Nutzungs-
einheiten auch in unterschiedlichen Gebauden genutzt wird.

(4) Die Pflichten nach den Absétzen 1 bis 3 entfallen, soweit ihre Erfiillung im Einzelfall
1 anderen offentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht,
2 technisch unmdglich ist,
3. wirtschaftlich nicht vertretbar ist oder
4

auf der Dachflache Solarenergieanlagen zur Erzeugung thermischer Energie errichtet
werden sollen oder worden sind.

Die Pflichten nach Absatz 2 Nr. 3 und Absatz 3 Satz 2 entfallen auch, wenn die BaumaR-
nahme aufgrund besonderer auRerer Umsténde, insbesondere zur Behebung unvorhergese-
hener Schaden durch Unwetterereignisse, zwingend erforderlich ist.”

7.3 Was bedeuten die neuen Regelungen fur Planungen in 2024?

Bauherrinnen und Bauherren, Eigentimerinnen und Eigentimer sowie Entwurfsverfasserin-
nen und Entwurfsverfasser sind gehalten, bei den Entwurfsplanungen im Jahr 2024 bereits die
ab dem 01.01.2025 gultige Vorschrift zu beachten und zu bericksichtigen.

! Es wird im Gesetz auf Solarenergieanlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien abgestellt,
dies in Anlehnung an die Begriffsbestimmungen im Bundesrecht. Im folgenden Text/FAQ wird dafir gleichbedeu-
tend auch PV-Anlage verwendet.
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7.4 Warum hat der Landtag neue Regelungen zur PV-Pflicht beschlossen?

Um die klimapolitischen Ziele des Landes umzusetzen, wurden erweiterte Pflichten zur Instal-
lation von Solarenergieanlagen (PV) bei der Errichtung, Anderung/ Sanierung von Gebauden
und Parkplatzen eingefihrt.

Die Neufassung war erforderlich, um die bisher vorhandenen bzw. dann abgelaufenen Einfih-
rungsfristen zu beseitigen sowie durch Anderung der Grundstruktur des § 32 a NBauO eine
bessere Lesbarkeit und Anwendbarkeit zu erreichen.

7.5 Welche Anderungen ergeben sich ab 01.01.2025?

Wesentlich neu ist, dass die Pflicht zur Errichtung von Solarenergieanlagen (PV) zur Stromer-
zeugung auf Dachern besteht:

o fiir alle Gebaudearten bei Errichtung ohne Bezug auf eine Frist der Antragstellung/
Mitteilung, sondern mit Beginn der Baumafinahme und

bei Anderungen (Aufstockung, Anbau, Dachsanierung) von Bestandsgebauden,
= bei einer Dachflache von mindestens 50 m2 (entspricht der bisherigen Regelung),

= mit einer Belegung von 50 Prozent der Dachflache mit Solarenergieanlagen (ent-
spricht der bisherigen Regelung),

e bei Errichtung von Parkplatzen und Parkdecks ab 25 (bisher 50) Einstellplatzen,

e bei wesentlichen Anderungen (Abmessungen, Fahrbahnkonstruktion) von Parkplatzen
ab 25 Einstellplatzen,

e abdem 1. Januar 2025.

7.6  Wann werden die erweiterten PV-Pflichten wirksam?

Die vom Landtag im Dezember 2023 beschlossene Neufassung des § 32 a NBauO tritt gemaf3
Art. 8 des NKlimaG (Drs. 19/1598) am 1. Januar 2025 (Nds. GVBI. 2023, S. 289) in Kraft.

Bis dahin gelten die bestehenden Regelungen des § 32a fort.

Baugenehmigungen, die vor diesem Zeitpunkt 1. Januar 2025 erteilt wurden, behalten geman
§ 71 Abs. 1 NBauO drei Jahre Giltigkeit in der genehmigten Form.

Die Frist bis zum Inkrafttreten der Neufassung des § 32 a NBauO zum 1. Januar 2025 gilt, um
die Auswahl und Konzeption der PV-Anlage in der Planungsphase bereits beriicksichtigen zu
kénnen bzw. um einen Ubergang zwischen ,alter* und ,neuer‘ Regel zu gewahrleisten. Auf-
grund des faktischen Ablaufs der bereits geltenden Fristen zur Einfihrung der PV-Pflicht ergibt
sich keine Licke.

7.7 Welche Gebdude werden erfasst?

Die neue ab 2025 geltende Fassung von 8§ 32 a Abs. 1 gilt fir alle Gebaude im Geltungsbereich
der NBauO bei der Errichtung. Es wird nicht mehr — wie in der 2024 geltenden Fassung - nach
Gebauden mit gewerblicher Nutzung, Wohngebaude oder sonstigen Gebauden unterschie-
den. Die Pflicht zur Installation von Solarenergieanlagen tritt also bei jedem Bauvorhabenmit
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Baubeginn ein, es wird nicht mehr auf einen Zeitpunkt der Antragstellung oder Mitteilung ab-
gestellt.

Durch die Geltung der bisherigen Regelung bis 31. Dezember 2024 (Frist Antragstellung) und
Inkrafttreten der Neufassung zum 1. Januar 2025 (Baubeginn) wird es keine Licken geben.

7.8 Welche Dachflache ist anzusetzen?

Um maoglichst alle Dachflachen von neu zu errichtenden Geb&uden zu nutzen, verbunden mit
einer wirtschaftlichen Grél3e der Solarenergieanlagen, wurde eine Mindestgréf3e der Dachfla-
che von 50 mz festgelegt, ausgehend von dem Ansatz, dass Solarenergieanlagen mit einer
Leistung ab ca. 3-5 kWp optimal und als wirtschaftlich angesehen werden kénnen in Bezug
auf die Investitionskosten und der Nutzung (Eigennutzung/Einspeisung). Diese Regelung ist
in den 2024 und ab 2025 geltenden Fassungen identisch.

Es ist die gesamte Dachflache (Dacheindeckung - Giebel-Giebel/ Traufe-First) und nicht die
Grundflache des Gebaudes anzusetzen, grof3ere Dachiiberstédnde wéaren hinsichtlich Eignung
und Optimierung zu prufen. Flr weitere zur BaumaRnahme gehdrende Gebaude wie z.B. Ne-
bengebaude oder Carports gilt dann auch die Mindestgro3e von 50 mz, fur die die PV-Pflicht
zu erfullen ware.

Bei Errichtung von Gebauden ist der Entwurf des Hauses bzw. des Daches so zu gestalten,
dass die Anforderungen aus § 32 a Abs. 1 NBauO erflllt werden. Es sollte ein Optimierungs-
gebot fir Bauherrinnen und Bauherren bzw. deren Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsver-
fassern gelten, die Dachflachen in Form, Oberflache, Neigung, Ausrichtung und Dacheinde-
ckung so zu gestalten, dass sich diese Flachen optimal zur Belegung mit PV-Modulen eignen.
Bei nicht geeigneten Dachflachen kann die PV-Pflicht entsprechend der Regelungen nach Ab-
satz 4 ganz oder teilweise entfallen.

Auch kleinere Flachen kdnnen natirlich mit einer Solarenergieanlage belegt werden, sollen
jedoch nicht als Kompensationsflachen fur das Dach angerechnet werden.

7.9 In welchem Umfang ist die Dachflache mit PV auszustatten?

Um aufwandige Berechnungen zu geeigneten Dachflachen zu vermeiden, wurde vereinfa-
chend festgelegt, dass mindestens 50 Prozent der Dachflache mit PV-Modulen zu belegen ist.
Es ist die gesamte Dachflache des Gebaudes Giebel-Giebel/ Traufe-First anzusetzen. Mit der
Belegung von mindestens 50 Prozent ist bereits bericksichtigt, dass Randbereiche, Bereiche
fur technische Gebaudeausstattung, ggf. Abstandsflachen, Bereiche fiir Belichtung oder Lauf-
wege und Flachen mit ungiinstiger Himmelsausrichtung (N, NNO, NNW) fir eine Belegung mit
PV-Modulen ggf. nicht geeignet sind. Diese Regelung ist in den 2024 und ab 2025 geltenden
Fassungen identisch.

Gemal der ggf. anzuwendenden gesetzlichen Ausnahmetatbestdnde besteht die Verpflich-
tung, die Dachflache dann auch mit weniger als 50 Prozent der Dachflache auszustatten, so-
weit es beispielsweise technisch oder bei Nord/Nordwest/Nordost-Ausrichtung nicht anders
maoglich ist.
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7.10 Was geschieht ab 2025 bei Anderung eines Gebaudes?

Wenn bestehende Gebaude durch eine Aufstockung, einen Anbau oder einer Erneuerung der
Dachhaut bis zur wasserfihrenden Schicht gedndert werden, gilt mit Beginn der Baumal3-
nahme die Pflicht, eine PV-Anlage zu installieren. Diese gilt in Analogie zu Absatz 1 ab einer
zu andernden oder neu hinzukommenden Dachflache von 50 m2, die zu 50 Prozent mit einer
Solarenergieanlage zu belegen wére.

Eine Erneuerung der Dachhaut umfasst eine grundlegende Dachsanierung, bei der die Ab-
dichtung oder Dacheindeckung vollstandig aus- und eingebaut werden. Es sollte auch gelten,
wenn Materialien wieder verwendet werden (bspw. Erneuerung der Dachabdichtung und War-
medammung und dabei Wiederverwendung von Dachziegeln).

Auch hier greifen ggf. die gesetzlichen Ausnahmetatbestande.

7.11 Fur welche Parkplatze gilt die PV-Pflicht?

Nach der noch 2024 geltenden Fassung (8 32 a Abs. 3 NBauO) gilt eine Pflicht zur Installation
von PV bei der Errichtung eines offenen Parkplatzes oder Parkdecks mit mehr als 50 Einstell-
platzen fur Kraftfahrzeuge. In der ab 2025 geltenden Fassung wird die Anzahl auf 25 Einstell-
platze reduziert.

Ziel der Regelung ist es, die versiegelten Flachen, die fir eine Solarnutzung geeignet sind, mit
Solarenergieanlagen zu versehen. Daher sind keine Abweichungen (8 66 NBauO) fir Kom-
pensationsflachen vorgesehen. Bei der Errichtung von Parkplatzflachen ist es sinnvoll, diese
Flachen einer ,Doppelnutzung” zuzuflihren. Grolde Parkplatzflachen werden im Bereich von
Einkaufszentren oder Gewerbebetrieben bendtigt. Die Errichtung von Solarenergieanlagen
fuhrt hier zu Synergieeffekten: Verschattung, Regenschutz, ggf. Einsparung fir Schneerau-
mung auf den Parkplatzflachen und die Mdglichkeit den erzeugten Strom bspw. fur die Elekt-
romobilitat direkt zu nutzen.

Die Regelung ist bewusst offengehalten, so dass Bauherrinnen und Bauherren sowie Eigen-
timerinnen und Eigentimer ihre zur Verfiigung stehenden Flachen technologieoffen beplanen
und die PV-Pflicht sowie auch andere Anforderungen umsetzen kénnen.

Die Pflicht zur Installation von Solarenergieanlagen besteht zunachst tiber den gesamten Fla-
chen der Einstellplatze. Bei anderen baulichen Hindernissen, erforderlicher Begriinung,
Flucht- und Rettungswegen, nicht vorhandener Netzinfrastruktur oder fehlendem Stroman-
schluss etc. greifen die gesetzlichen Ausnahmetatbestande. Fahrwege und Nebenanlagen
sind nicht von der PV-Pflicht betroffen, auf diesen Flachen kdnnten aber auch Solarenergie-
anlagen installiert werden.

Als offener Parkplatz oder offenes Parkdeck werden Stellplatze ohne Uberbauung angesehen.
Es kommt nicht darauf an, ob es sich um private bzw. betriebseigene, die ggf. liber eine Ein-
lassschranke verfigen, oder um 6ffentliche Parkplatze handelt.

Bauplanungsrechtliche Vorschriften zu den Giberbaubaren Flachen, Baugrenzen sowie Art und
Mal der baulichen Nutzung sind zu beachten. Die Solarenergieanlagen auf Parkplatzen sind
bauliche Anlagen bzw. Geb&ude i.S. § 2 NBauO bzw. der GaStplVO.

Diese baulichen Anlagen kdnnen je nach Dimensionierung unterschiedliche Bauweisen und
Tragkonstruktionen aufweisen.
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Die Mdglichkeiten der Nutzung oder Einspeisung des erzeugten Stroms und erforderliche Be-
trachtungen zu den Anforderungen des EEG mit einer ggf. Ausschreibungspflicht und Einord-
nung der PV-Anlage (Solaranlagen auf sonstigen baulichen Anlagen oder besondere Solaran-
lagen als Freiflachenanlage) fur die Art der Vergutung nach EEG sind nicht Bestandteil des
bauaufsichtlichen Verfahrens. Diese kénnen jedoch relevant werden, wenn als Ausnahmetat-
bestand ,wirtschaftlich nicht vertretbar® herangezogen wird, um die PV-Pflicht nicht oder nur
teilweise zu erfullen.

7.12 Was geschieht bei Anderung / Erneuerung von Parkplatzen?

Die neue ab 2025 geltende Fassung erweitert den Anwendungsbereich der PV-Pflichten bei
Parkplatzen, ,wenn mindestens 50 Prozent der vorhandenen Flache eines offenen Parkplat-
zes in seinen Abmessungen oder Fahrbahnkonstruktion wesentlich gedndert oder erneuert
werden®.

Unter einer wesentlichen Anderung eines Parkplatzes im Sinne dieser Regelung wird verstan-
den, wenn mindestens 50 Prozent der Flache eines vorhandenen Parkplatzes in seiner ge-
samten Flache — also Stellplatzen, Fahrwegen und Nebenanlagen verandert und erneuert
wird. Dies kann eine Anderung der Anordnung der Fahrwege und Stellplatze sein oder eine
Erweiterung (VergroRerung) der Parkplatzflache mit Schaffung neuer Einstellplatze und Fahr-
wegen. Die grundlegende Instandsetzung der Fahrbahnkonstruktion, also Abbruch und Neu-
bau der Fahrbahndecke mit Deck- und Binderschicht/ Pflaster sowie der Tragschicht wird als
wesentliche Erneuerung im Sinne dieser Regelung angesehen.

7.13 Welche Besonderheiten sind bei der Parkplatz-PV noch zu beriicksichtigen?

Flachen entlang der Fahrbahnen 6ffentlicher Straf3en und die dem 6ffentlichen Verkehr gewid-
met sind, sind von der PV-Pflicht ausgenommen. Diese Flachen unterliegen den gesetzlichen
Regelungen des StralRenrechts. Der in der ab 2025 geltende Fassung enthaltene Satz 3 in
Abs. 3 ,ausgenommen von den Pflichten...“ dient weiter lediglich einer Klarstellung.

Die Pflicht zur Installation der Solarenergieanlage obliegt der Bauherrin oder dem Bauherrn
der betreffenden Baumafinahme bzw. der Eigentimerin oder dem Eigentimer des Parkplat-
zes oder des Parkdecks. Eine nachfolgende Nutzung durch unterschiedliche Betreiber mit ge-
ringeren Stellplatzzahlen durch eine Splittung des Parkplatzes ist nicht maRgebend fir die
Erfullung der PV-Pflicht ab 25 Einstellplatzen.

7.14 Wann entfallen die PV-Pflichten?

In § 32 a NBauO sind sowohl in der derzeit als auch in der ab 2025 geltenden Fassung Krite-
rien aufgefiihrt, wann die PV-Pflicht im Einzelfall entfallen kann, da sie ggf. unter bestimmten
— hier angegebenen Bedingungen — nicht erfillt werden kann. Dies kann in Einzelfallen zutref-
fen und wére entsprechend von daflir sachkundigen Personen zu ermitteln bzw. zu begrinden
und ggf. zu belegen.

In der derzeit geltenden Fassung befinden sich die Regelungen zum Entfallen der Pflichten in
Absatz 2, in der ab dem Jahr 2025 geltenden Fassung befinden sich die Regelungen in Ab-
satz 4.
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Die PV-Pflicht entféllt soweit die im Gesetz genannten Ausnahmetatbestande greifen. Durch
die Formulierung ,soweit* wird deutlich gemacht, dass unter Umstéanden die PV-Pflicht nur
teilweise entfallt (bspw. infolge technischer Unmdglichkeit, Anordnung von Solarthermieanla-
gen) und auf den Ubrigen zur Verfiigung stehenden und geeigneten Flachen, eine Solarener-
gieanlage zu installieren ist.

In der derzeit geltenden Fassung wird nicht der Begriff ,soweit”, sondern das Wort ,wenn*
verwendet. Die Intention ist allerdings die gleiche. ,Wenn* ist wie ,soweit“ auszulegen. Daher
wird im Folgenden auf den Begriff ,soweit* abgestellt.

Es ist angezeigt, einen mdglichen teilweisen oder vollstandigen Entfall der PV-Pflicht im Ein-
zelfall bereits im Genehmigungsprozess zu betrachten und abzustimmen.

Die Pflichten fur eine PV-Installation entfallen, soweit ihre Erfiillung im Einzelfall

. y,anderen o6ffentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht"

Andere 6ffentliche-rechtliche Pflichten aus europaischem Recht oder Bundesrecht sind vor-
rangig vor den Regelungen im Landesrecht zu erfullen. Dies kénnen bspw. Festsetzungen in
B-Planen, Regelungen des Gebaudeenergiegesetzes (GEG), Pflichten zur Dachbegriinung
oder auch denkmalschutzrechtliche Belange sein. Bei einer Pflicht zur Dachbegriinung ist zu
prifen, inwiefern die Dachbegriinung und die Installation der PV-Anlage kombiniert werden
konnen, beide Nutzungen gleichzeitig schliel3en sich dem Grunde nach nicht aus.

Insbesondere bei Parkplatz-PV kénnen Festsetzungen in B-Planen eine PV-Anlage verhindern
oder beeintrachtigen. Wenn ausreichend Flache zur Verfligung steht, sind alle Flachenkonkur-
renzen (Baugrenzen, Flachen fur Versickerung, Vegetation, Flucht- und Rettungswege) ge-
genseitig abzuwagen. Eine zu grolRe Parkplatz-PV-Anlage kdnnte ggf. aufgrund von Anforde-
rungen des EEG (Ausschreibungspflicht) und EnWG auch nichtimmer umgesetzt werden bzw.
optimal sein.

° ,technisch unmoglich ist"

Hier kbnnen mehrere Kriterien kumulieren, die in Anlehnung an die Kriterien des GEG oder
auch an ahnliche Regelungen zu Photovoltaik in anderen Bundeslandern gelten sollen.

Zunachst sollte die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser bei Errichtung eines Ge-
baudes das Gebaude mit den Dachflachen so planen, dass es mdglich ist, eine Solarenergie-
anlage zu installieren. Es kann jedoch technisch nicht geeignete Geb&aude oder nicht geeig-
nete Dachflachen geben.

Als nicht geeignete Gebaude, wo eine technische Umsetzung nicht méglich ist, werden bspw.
Traglufthallen und Zelte, unterirdische Bauten, Gewachshéauser und Fliegende Bauten ange-
sehen. Gebaude, die in den Anwendungsfall der Stérfall-Verordnung fallen und wo grolRere
Sicherheitsrisiken zu erwarten sind, fallen unter dieses Ausschlusskriterium.

Unter technisch unmdglich kénnen auch nicht geeignete oder unebene Dachflachen (Reet,
Holz, Glas) fallen oder Dachflachen mit Dachaufbauten und Technischer Gebaudeausristung
einschlief3lich Wegefuihrung und Randabstanden, die fur die Nutzung des Geb&udes zwingend
auf dem Dach erforderlich sind.

Bei Bestandsgeb&uden kann es sein, dass die Tragkonstruktion des Daches bzw. des Gebau-
des keine ausreichenden Lastreserven bzw. Standsicherheit der Anschlussmoglichkeiten,
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keine ebenen Dachflachen oder zu viele kleine Teildachflachen aufweist, um zuséatzlich eine
Solarenergieanlage zu installieren. Bestehende Gebaude mit Gberwiegender Nord-/ Nordwest-
/ Nordostausrichtung oder Verschattung des Daches kdnnen unter diesen Ausnahmetatbe-
stand fallen.

Im Einzelfall kann ggf. keine Mdglichkeit der Einspeisung des Stroms ins Netz (keine Infra-
struktur vorhanden oder Netzunvertraglichkeit) bestehen, womit die Installation der Solarener-
gieanlage auch als technisch nicht mdglich einzustufen ware. Es wére jedoch zu bertcksich-
tigen, wenn die Netzinfrastruktur zeitnah nach Beginn bzw. auch Fertigstellung der Baumalf3-
nahme zur Verfuigung steht, dass die PV-Pflicht dann auch umzusetzen ware. Der Zeitraum
zwischen Planung, Durchfiihrung und Fertigstellung der BaumalRnhahme kann zur Schaffung
von Netzinfrastruktur durchaus ausreichend sein, so dass die PV-Anlage dann auch zu einem
etwas spateren Zeitpunkt angeschlossen werden kann. Gemaf Regelungen des Bundes (So-
larpaket) soll der Netzanschluss einfacher und transparent gewahrleistet werden.

° Jwirtschaftlich nicht vertretbar ist"

In Anlehnung an § 5 GEG wird als wirtschaftlich vertretbar angesehen, wenn generell die An-
forderungen (PV-Pflicht) innerhalb der Ublichen Nutzungsdauer durch die eintretenden Ein-
sparungen erwirtschaftet werden kdnnen. Fir Solarenergieanlagen wird eine Nutzungsdauer
von mindestens 20, eher 25 — 30 Jahren angenommen.

Als wirtschaftlich nicht vertretbar wird also angesehen, wenn sich eine optimiert konzipierte
Solarenergieanlage (Grof3e, Ausrichtung, Verschattung, Neigung) auf dem Gebaude nicht in-
nerhalb von 20 Jahren amortisieren wirde. Dieser Ausnahmetatbestand kann auch angesetzt
werden, wenn fir das Gebaude eine Nutzungsdauer von weniger als 20 Jahren vorgesehen
ist.

Ebenso kann in Gebieten mit einem geringeren Solareintrag (siehe Solarkataster) oder einer
groleren Verschattung durch hdéhere Gebaude oder Vegetation der Fall sein, dass der Wir-
kungsgrad der PV-Anlage zu gering wird und damit die Amortisationsdauer nicht gegeben ist.

Die Durchfiihrung einer Berechnung oder eines Nachweises durch eine sachkundige Person
waére vorteilhaft.

Als wirtschaftlich nicht vertretbar gilt auch, wenn das Bauvorhaben — insbesondere im Bestand
- durch die Installationspflicht einer Solarenergieanlage wirtschaftlich nicht mehr durchfiihrbar
ware.

Fur die Solarnutzung geeignete Flachen kénnen auch an Dritte fir die Installation und Nutzung
von Solarenergieanlagen verpachtet werden, insbesondere auch dann, wenn Eigentiimerin-
nen und Eigentimer fir die Installation einer PV-Anlage und zugehdrige BaumafRnahmen kei-
nen Kredit mehr erhalten kénnen.

Auch bei der Installation groRerer Parkplatz-PV-Anlagen konnte es aufgrund der héheren Kos-
ten fur die bauliche Anlage, des Netzanschlusses und der Systemkosten in Verbindung mit
den zugehorigen Anforderungen des EEG oder bei zu geringem Eigenverbrauch oder Proble-
men bei der Direktvermarktung wirtschatftlich fur Eigentimer nicht vertretbar werden. Die Ver-
pachtung der Flachen ware dann jedoch eine gute Option zur Ausfihrung. Wenn auch die
Moglichkeit einer Verpachtung nicht besteht, dann greift dieser Ausnahmetatbestand.
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° yauf der Dachflache Solarenergieanlagen zur Erzeugung thermischer Energie er-
richtet werden sollen oder worden sind”

Die Erfullung der Anforderungen zur Nutzung erneuerbarer Energien aus dem Gebaudeener-
giegesetz (GEG) als Bundesrecht gehen den Regelungen des Landesrechts vor. Dachflachen,
die also mit Solarenergieanlagen zur Erzeugung von Warme aus erneuerbaren Energien ge-
nutzt werden sollen, kdnnen aus der zur Verfiigung stehenden Dachflache und der Mindest-
belegung dieser Dachflache herausgerechnet werden.

7.15 Welche zuséatzlichen Ausnahmetatbestande gibt es ab 20257

Nach der ab 2025 geltenden Fassung konnen die Pflichten fur die Erneuerung der Dachhaut
oder eines Parkplatzes entfallen, ,wenn die Baumafinahme aufgrund besonderer duf3erer Um-
stéande, insbesondere zur Behebung unvorhergesehener Schaden durch Unwetterereignisse,
zwingend erforderlich ist®.

Wenn also durch unvorhersehbare auf3ere Umstande - wie bspw. Wetterereignisse - Schaden
auftreten, die eine unfreiwillige Erneuerung i.S. von Abs. 2 Nr. 3 (Erneuerung Dachhaut) und
Abs. 3 Satz 2 (Erneuerung eines Parkplatzes) erfordern und der Eigentimer unmittelbar ge-
zwungen ist, diese Baumal3nahmen durchzufuhren, dann kann die Erfiillung der PV-Pflicht in
diesem Zusammenhang entfallen.

7.16 Welche Prifpflichten hat die Genehmigungsbehdrde?

Eine Auseinandersetzung mit dem Thema muss in den Bauvorlagen enthalten sein. Dieses
wird — soweit erforderlich — im Rahmen von § 65 (Standsicherheit) gepruft. In den Verfahren
nach § 64 wirde die grundsatzliche Auseinandersetzung mit dem Thema in den Bauvorlagen
Uberpruft.

Die Prifung bezieht sich auf die bauliche Anlage. Kein Nachweis- und Genehmigungserfor-
dernis ist vorgesehen fir die Art der Nutzung und den Anschluss der PV-Anlage an das Strom-
netz. Die Umsetzung der Pflicht durch einen Nachweis des Marktstammdatenregisters bei der
unteren Bauaufsichtsbehdrde ist nicht vorgesehen.

7.17 Bedarf der Wegfall von PV-Pflichten einer behdrdlichen Erlaubnis?

Hierzu heil3t es in der Begrindung zum Gesetzentwurf: ,Aufgrund der Regelung in Absatz 2
zum Wegfall der Pflicht bedarf es weder einer Abweichungsentscheidung nach 8§ 66 noch einer
besonderen Entscheidung tber den Wegfall der Pflicht durch die untere Bauaufsichtsbe-
horde. (vgl. Gesetzentwurf zur Anderung der NBauO, Landtags-Drucksache 18/9393, S. 42).

Diese Begrundung bezieht sich auf die 2024 geltende Fassung, ist aber weiterhin fur die ab
2025 geltende Fassung maf3geblich.

Eine Abweichung von der PV-Pflicht durch bspw. Erfillung auf Kompensationsflachen ist nicht
vorgesehen. Der teilweise oder vollstdndige Entfall der PV-Pflicht beruht auf den gesetzlichen
Ausnahmetatbestanden.

Gemal 8§ 66 Abs. 1 Satz NBauO kann die Bauaufsichtsbehérde Abweichungen von Anforde-
rungen der NBauO nur zulassen, wenn diese unter Bertcksichtigung des Zwecks der jeweili-
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gen Anforderung und unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschiitzten nachbarlichen Be-
lange mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar sind. § 32 a NBauO fordert, dass bei der Errich-
tung von Gebauden bestimmter Grol3e, diese Dachflache grundsatzlich zu 50 Prozent mit So-
larenergieanlagen auszustatten sind. Der Grund fur Errichtung auf diesem Dach liegt insbe-
sondere darin, dass die neue versiegelte Flache fir die Stromerzeugung des eigenen Bedarfes
auf dem eigenen Grundstiick genutzt werden soll, damit die Stromnetze nicht unnétig belastet
werden. Eine Moglichkeit, wie in 8 47 Abs. 4 Satz 1 NBauO, dass die Einstellplatze auch auf
einem anderen Grundstlick sein kdnnen, sieht § 32 a NBauO deshalb nicht vor. Das Zulassen
einer Abweichung wirde dem Zweck der Anforderung des 8 32 a NBauO zuwiderlaufen und
kann deshalb nicht zugelassen werden.

7.18 Was geschieht, wenn die PV-Pflichten nicht erflllt werden?

Dann widerspricht die bauliche Anlage dem 6ffentlichen Baurecht. In diesem Fall kann gemar3
§ 79 Abs. 1 NBauO die Bauaufsichtsbehérde nach pflichtgemé&Rem Ermessen die MalRnah-
men anordnen, die zur Herstellung oder Sicherung rechtmagiger Zustande erforderlich sind.

Die in § 32 a NBauO enthaltenen Ausnahmetatbestande sind zu beriicksichtigen.

7.19 Welche PV-Anlagen kdnnen verfahrensfrei errichtet werden?

Nach dem Anhang zu 8§ 60 Abs. 1 Nr. 2.3 kdnnen Solarenergieanlagen verfahrensfrei errichtet
werden.

,Die Langenbeschrankung von 9 m fir die verfahrensfreie Errichtung einer PV-Anlage bezieht
sich auf eine Aneinanderreihung von PV-Modulen, die in der Regel ca. 2 m breit sind. lhre
Hobhe darf 3 m nicht Gberschreiten.

Bei Errichtung der PV-Anlage an der Grundstiicksgrenze sind die Anforderungen an die
Grenzabstande gemal § 5 NBauO einzuhalten.
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8 Zu 8 44 NBauO (Wohnungen)

8.1 Konnen Anpassungen verlangt werden?

§ 44 Abs. 6 NBauO schafft Erleichterungen bei Umnutzungen. Dennoch kdnnen nach § 44
Abs. 6 Satz 2 NBauO Anpassungen verlangt werden, wenn dies zur Erfullung der Anforderun-
gen nach 8 3 Abs. 1 NBauO erforderlich ist, insbesondere wenn Leben und Gesundheit in
Gefahr sind - 8 85 Abs. 2 und 4 NBauO gelten entsprechend.

8.2 Wer beweist, dass ein Geb&aude rechtmalig errichtet wurde?

Dies muss sich aus den Bauvorlagen ergeben und kann durch eigene Unterlagen der Bauauf-
sichtsbehdrde ggf. Uberpruft werden.
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9 Zu 852 NBauO (Bauherrin und Bauherr)

9.1 Muss eine erteilte Vollmacht vorgelegt werden?

Nein, es gilt die Regelung des § 14 VwVIG. Gemal § 14 Abs. 1 Satz 2 VwVIG hat der Bevoll-
machtigte auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen.

9.2 Gibt es fur die Bevollmachtigung ein Formular?

Nein. Die oberste Bauaufsichtsbehérde wird auch kein Formular fir eine Vollmacht herausge-
ben, weil die Bevollméchtigung ein etabliertes Verfahren ist.

9.3 Kann eine Ubersendung einer Vollmacht elektronisch erfolgen?

Die bevollmachtige Person hat nach § 14 VwVfG nur ,auf Verlangen® der unteren Bauauf-
sichtsbehdrde die Vollmacht schriftlich nachzuweisen. Aufgrund des § 3a VwVfG kann die
Schriftform ersetzt werden und ware nach § 3 a Abs. 2 Satz 2 VwVIG mit qualifizierter elektro-
nischer Signatur zu versehen (siehe 3.13).

9.4 Wieist die verfahrensrechtliche Stellung der am Bau Beteiligten?

Die Pflichten der Bauherrin oder des Bauherrn sind in § 52 NBauO festgelegt. Danach sind
diese Beteiligten die Personen, die einen Antrag etc. stellen die erforderlichen Nachweise er-
bringen. In einem Baugenehmigungsverfahren und einem Mitteilungsverfahren ist die Bauher-
rin oder der Bauherr Beteiligte/r im Sinne des § 13 Abs. 1 VwV{G. Der Bauherrin oder dem
Bauherrn ist gem. § 41 Abs. 1 Satz 1 VwWVIG die Baugenehmigung bekannt zu geben. Da die
Bauherrin oder der Bauherr gem. 8§ 5 Abs. 1 NVwKostG Kostenschuldner/in ist, ist sie/ er auch
grundséatzlich Empfanger/in des Kostenbescheides.

Fur Baugenehmigungsverfahren ist im Regelfall eine Entwurfsverfasserin/ ein Entwurfsverfas-
ser zu bestellen, die/ der dann nach § 52 Abs. 2 Satz 3 NBauO die Vertretung der Bauherrin/
des Bauherrn Gbernimmt. Sie/ er ist damit Bevollmachtigte/r im Sinne des § 14 Abs. 1 VwWVIG.
GemaR § 14 Abs. 3 Satz 1 VwVI{G soll sich die Behorde, wenn fiir das Verfahren ein/e Bevoll-
machtigte/r bestellt ist, an diese/n wenden. Soweit sie sich an die/ den Beteiligte/n (Bauherrin/
Bauherr) selbst wendet, weil diese/ dieser zur Mitwirkung verpflichtet ist, soll die/ der Bevoll-
machtigte verstandigt werden. Daher erfolgt die Kommunikation im laufenden Verfahren zwi-
schen Bauaufsichtsbehdrde und Bauherrin oder Bauherrn im Regelfall Giber die Entwurfsver-
fasserin oder den Entwurfsverfasser.
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10Zu § 60 NBauO (Verfahrensfreie Baumalinahmen)
10.1 Was bedeutet ,,Verfahrensfreiheit“ in der NBauO?

.verfahrensfrei“ bedeutet, dass weder eine Baugenehmigung noch eine Mitteilung erforderlich
ist, also kein ,Verfahren* durchgefihrt wird. Dennoch miissen auch verfahrensfreie Baumal}-
nahmen die Anforderungen des 6ffentlichen Baurechts erfullen (8 59 Abs. 3 Satz 1 NBauO).
Fur die Einhaltung des 6ffentlichen Baurechts ist die Bauherrin oder der Bauherr selbst ver-
antwortlich. Die Bauaufsichtsbehdrden kénnen die Erfiillung der Regelungen durchsetzen
(8 79 NBauO).

10.2 Kann die Errichtung einer Warmepumpe verfahrensfrei erfolgen?

Ja. Fur die Errichtung einer Warmepumpe wird weder eine Baugenehmigung noch ein Mittei-
lungsverfahren nach der NBauO bendtigt; die Errichtung einer Warmepumpe ist verfahrensfrei
nach Nummer 2.2 des Anhangs zu § 60 Abs. 1 NBauO.

10.3 Ist die voribergehende Nutzungsanderung verfahrensfrei?

Beispiele fur verfahrensfreie voriibergehende Nutzungsanderungen sind:

° Zelte nach den Nummern 11.6 und 11.7 des Anhangs zu § 60 Abs.1 NBauO verfahrens-
frei,

. eintagige (am Sonntag) Flohmarkte auf einem Baumarkt-Parkplatz, die nicht mit der zu-
gelassenen Nutzung kollidieren, die weder andere noch weitergehende Anforderungen
stellt; die notwendigen Einstellplatze missen zur Verfigung stehen,

. nachmittagliches Firmengrillen auf dem Firmen-Parkplatz, das weder andere noch wei-
tergehende Anforderungen stellt; die notwendigen Einstellplatze missen zur Verfigung
stehen.

Beispiele fur nicht verfahrensfreie voriibergehende Nutzungsanderungen:

° die auf einer bestimmten Flache im Geltungsbereich der NBauO fir eine bestimmte Per-
sonenzahl zugelassene AulRenbewirtschaftung einer Gaststatte soll temporéar fir einen
grolReren Personenkreis zur Verfligung stehen (andere oder weitergehende Anforderun-

gen),

. eine Sportstétte soll Gber den zugelassenen, regulédren Sportbetrieb hinaus fir eine Ver-
anstaltung mit einem deutlich gréReren Personenkreis und zusatzlichen ,Aufbauten®
(wie Buhnen, weitere Triblinen, Ausschankwagen etc.) genutzt werden.

10.4 Was ist von einer Schulnutzung erfasst?

Jede Nutzung ist in einem Raum zulassig, fur die dieser genehmigt wurde. Beispiele: Einschu-
lungsfeiern und Abschlussfeiern sind von der typischen Schulnutzung in einer Aula oder in
einem Raum, der fir eine solche Personenzahl zugelassen ist, miterfasst. Wenn Turnhallen
auch als Versammlungsraum genehmigt wurden, sind entsprechende Nutzungen zulassig.
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10.5 Ist die Umnutzung einer Betriebsleiter-Wohnung verfahrensfrei?

Die Umnutzung von einer ,Betriebsleiter-Wohnung“ zu einer ,normalen Wohnung* in einem
Gewerbegebiet ist nicht verfahrensfrei durch § 60 Abs. 2 Nr. 1 NBauO abgedeckt, da das
offentliche Baurecht andere Anforderungen stellt. Denn normale Wohnungen sind in Gewerbe-
und Industriegebieten nach den 88 8 und 9 BauNVO nicht zuléssig, auch nicht ausnahms-
weise. Hier kame eine Duldung in Betracht, wenn durch die Bauaufsichtsbehdrde insbeson-
dere Uberpruft wurde, dass der Umgang mit bestimmten Stoffen (u. a. Storfallbetriebe) auf
dem Gelande kein Problem darstellt.

10.6 Kommt eine Duldung von genehmigungspflichtigen Nutzungsénderungen im Ein-
zelfall in Betracht?

Falls eine Baugenehmigung fiir eine Nutzungsanderung zeitlich nicht realisierbar ist, wére
grundsétzlich eine aktive Duldung durch die untere Bauaufsichtsbehérde denkbar. Eine Dul-
dung kommt allerdings nur dann in Betracht, wenn die Schutzziele des 8 3 Abs. 1 Satz 1
NBauO zur Vermeidung von Gefahren fur das Leben und die Gesundheit von Menschen, ins-
besondere hinsichtlich der Standsicherheit und des Brandschutzes, eingehalten werden. Die-
ses erfordert eine materielle Prifung insbesondere des Brandschutzes. Die sich aus der Pri-
fung ergebenden Auflagen waren in der Duldung gegeniiber den Antragstellerinnen und An-
tragstellern schriftlich festzuhalten.
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11Zu 8 60 NBauO (Sonderthema voriibergehende Versammlungsraume)

11.1 Wann sind Nutzungsanderungen von Raumen verfahrensfrei?
Nach § 60 Abs. 2 Nr. 4 NBauO ist verfahrensfrei

,die voribergehende Nutzung eines Raumes, der nicht als Versammlungsraum geneh-
migt ist, als Versammlungsraum fir die Durchfihrung einer Veranstaltung, die auch
Ubernachtungen einschlieBen kann, wenn die Nutzungsdauer nicht mehr als drei Tage
im Jahr betragt und

a) der Versammlungsraum nicht mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fasst oder

b) durch die Anderung der Nutzung mehrere Versammlungsraume, die einen gemein-
samen Rettungsweg haben, insgesamt nicht mehr als 200 Besucherinnen und Be-
sucher fassen.”

11.2 Warum betragt der Wert ,,200 Besucherinnen und Besucher®“?

Der Wert ,200 Besucherinnen und Besucher fur das Fassungsvermogens eines Versamm-
lungsraumes oder mehrerer Versammlungsraume, die einen gemeinsamen Rettungsweg ha-
ben, ergibt sich aus dem Sonderbautatbestand nach der Niedersachsischen Bauordnung fur
Versammlungsstatten (8 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 Buchst. a NBauO). Dieser Schwellenwert fir
den Sonderbautatbestand entspricht auch dem zwischen den Landern in der ARGEBAU ab-
gestimmten Schwellenwert in der Musterbauordnung und den Bauordnungen der anderen
Lander. Fir diese Sonderbauten ist regelmafiig ein umfangreiches Baugenehmigungsverfah-
ren erforderlich, in dem das gesamte Offentliche Baurecht zu prifen ist.

Der Schwellenwert resultiert aus den praktischen Erfahrungen bezlglich des Sozial- und
Fluchtverhaltens von Personen Uber einen gemeinsamen Rettungsweg bei Massenveranstal-
tungen in kritischen Situationen, wie einem Brand oder Paniksituationen. Diese Erfahrungen
zeigen, dass das Risiko von Personenschaden bei einer Gréf3enordnung von etwa 200 Besu-
cherinnen und Besucher an deutlich ansteigt, wenn nicht besondere Sicherheitsmalinahmen,
wie nach der NVStattvVO, getroffen werden. Hinweis: Fir Versammlungsstatten im Freien mit
Tribuinen gilt ein Schwellenwert von 1000 Besucherinnen und Besucher, weil die Gefahrdung
von Personen durch Feuer und Rauch im Freien nicht so grof} ist wie in Gebauden.

11.3 Warum gibt es hierzu Uberhaupt Regelungen?

Bauliche Anlagen werden in der Regel fir bestimmte Nutzungen errichtet. Wenn fir die bauli-
chen Anlagen Baugenehmigungen erteilt werden, beziehen sich diese auch auf die bestimmte
Nutzung. Beide Aspekte — bauliche Anlage und Nutzung — werden daher immer im Zusam-
menhang gesehen. Sobald die genehmigte Nutzung ge&ndert werden soll, bedarf es in der
Regel wieder eines bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Nur in Ausnahmeféal-
len sind Nutzungsanderungen verfahrensfrei.

Bei den Regelungen in der NBauO geht es demnach nicht um die Genehmigung einer Veran-
staltung (z. B. ,Scheunenfest® oder ,Tag der offenen Tur") an sich. Im vorliegenden bauord-
nungsrechtlichen Zusammenhang ist vielmehr maRRgeblich, dass derartige Veranstaltungen in
R&aumen stattfinden sollen, die fir eine Nutzung dieser Art an sich nicht genehmigt sind. Die
Nutzung fur ein ,Scheunenfest® stellt in Bezug auf das betreffende Gebaude mithin eine —
temporare — Nutzungsanderung dar, also eine BaumalRnahme im Sinne des § 2 Abs. 13
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NBauO, die grundsatzlich einer Baugenehmigung bedarf (§ 59 Abs. 1), falls es sich nicht um
eine verfahrensfreie Baumafnahme nach § 60 Abs. 2 Nr. 4 handelt.

11.4 Was geschieht, wenn die Nutzungsanderung eines Raumes nicht verfahrensfrei
ist?

Eine Nutzungsanderung ist dann genehmigungspflichtig, wenn die Voraussetzungen des § 60
Abs. 2 Nr. 4 NBauO nicht vorliegen und die Nutzungsénderung damit nicht verfahrensfrei ist.

Sie unterliegt nach § 63 Abs. 2 NBauO dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren, wenn
die Nutzungsanderung nicht mehr als drei Mal im Jahr fur jeweils nicht mehr als vier Tage
stattfindet. Wird diese Grenze Uberschritten, ist ein ,regulares® Baugenehmigungsverfahren
durchzufihren.

11.5 Was gilt fiir ,,Scheunenfeste*“?

Sofern die voriibergehende Nutzungsénderung nicht verfahrensfrei ist, unterliegt sie nach § 63
Abs. 2 NBauO dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren.

11.6 Warum wurden die Regelungen im Jahr 2021 gedndert?

Der frihere Rechtszustand warf viele Fragen auf und war nur auf den ersten Blick eine gute
Losung. Daher hatte die Landesregierung in einem Gesetzgebungsverfahren im Jahr 2021
zunachst vorgeschlagen, alle temporaren Nutzungséanderungen von baulichen Anlagen fir die
Durchfiihrung von Veranstaltungen verfahrensfrei zu stellen. Dagegen gab es zahlreiche Be-
denken vor dem Hintergrund des Gefahrdungspotenzials. Die Landesregierung schloss sich
diesen Uberlegungen an und begrenzte im Gesetzentwurf die Verfahrensfreiheit von tempo-
raren Nutzungsanderungen auf eine Besucherzahl von 200 Personen. Es bedarf seit der An-
derung bei temporaren Nutzungsanderungen fir mehr als 200 Personen nunmehr eines bau-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens, das von einer Entwurfsverfasserin oder einem Ent-
wurfsverfasser beantragt werden muss. In diesem Verfahren kann die Bauaufsichtsbehorde
auch Abweichungen nach § 66 NBauO von gesetzlichen Vorgaben oder Vorschriften in auf
der Bauordnung beruhenden Verordnungen (z. B. der Versammlungsstattenverordnung) ge-
nehmigen.

11.7 Warum wurde 8 47 NVStattVO im Jahr 2021 gestrichen?

8 47 Niedersachsische Versammlungsstattenverordnung (NVStattvVO) erlaubte nach seinem
Wortlaut nur Abweichungen von der Versammlungsstattenverordnung. Es war allerdings
rechtlich zweifelhaft, ob die Regelung in § 47 NVStattVO zugleich eine Nutzungsanderung
eines Gebaudes formell legitimierte. Zugleich enthalt die NBauO mit 8§ 66 bereits eine Mog-
lichkeit fir Abweichungen. Um diese Unsicherheit und die Unstimmigkeit zu beseitigen wurde
— wie unter 11.6 dargestellt — die NBauO geandert und als Folge der § 47 NVStéttVO gestri-
chen.
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11.8 Warum wurden die Regelungen im Juni 2023 erneut geandert?

Die oberste Bauaufsicht hatte die Erfahrungen sowohl der Veranstalterseite als auch der Bau-
aufsichtsbehdrden ausgewertet. Ziel sollte sein, eine bessere Balance zwischen administrati-
vem Aufwand und der Gewahrleistung von Sicherheit zu erreichen.

Aus diesem Grunde hatten die Fraktionen von SPD und Bundnis 90/Die Gruinen einen Ge-
setzentwurf in den Landtag eingebracht. Grundlage hierfiir war eine von der Landesregierung
erarbeite Formulierungshilfe, die das Kabinett am 28.03.2023 bestatigt hatte.

Dieser Gesetzentwurf wurde im Landtag intensiv beraten; es gab auch eine Anhérung hierzu.
Das Plenum im Landtag verabschiedete am 20.06.2023 schliel3lich die neuen gesetzlichen
Anderungen.

11.9 Welche Gebuhren fallen fiir eine Baugenehmigung fir eine temporére Nutzungs-
anderung an?

Fur die Genehmigung einer Nutzungsanderung, auch einer nur temporaren Nutzungsande-
rung, sind Gebuhren nach Nr. 1.5 des Geblihrenverzeichnisses zur BauGO zu erheben. Nach
dem dort vorgegebenen Gebihrenrahmen sind Gebihren in Hohe von 90 bis 2.470 Euro vor-
gesehen. Gem. § 9 Abs. 1 NVwKaostG sind bei der Festsetzung einer Geblhr, fur die durch
die Gebuhrenordnung ein Rahmen bestimmt ist, das Mal3 des Verwaltungsaufwandes fur die
einzelne Amtshandlung sowie der Wert des Gegenstandes der Amtshandlung zu bertcksich-
tigen. Der Gegenstandswert der Amtshandlung dirfte bei einer tempordaren Nutzungsénde-
rung weit unter dem Wert einer nicht temporaren Nutzungsanderung liegen. Eine temporéare
Nutzungsanderung fir eine einmalige und eintagige Veranstaltung ohne Ubernachtung diirfte
dariiber hinaus einen nochmal geringeren Gegenstandswert haben als eine auf finf Jahre
befristete Nutzungsanderung fiir eine voriibergehende Nutzung eines Raumes mit Ubernach-
tungen von bis zu 12 Tagen im Jahr, so dass auch dieser Umstand bei der Gebuhrenermittlung
entsprechend zu berticksichtigen ist.

Ein Ausschopfen des Gebuhrenrahmens bis zur Hochstgrenze kommt fiir eine temporare Nut-
zungséanderung nicht in Betracht.
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127u 8§ 61 Abs. 3 (Sonderthema ,,Fliichtlingsunterkiinfte/Notsituationen*)

12.1 Welche Regelung gilt seit 01.01.2022 auch fur Notsituationen?

Im Jahr 2022 wurde in § 61 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 NBauO neu aufgenommen, dass eine Notsi-
tuation auch bei einem vergleichbaren Notstand vorliegt, bei dem Leben, Gesundheit etc. in
einem solchen Mal3e gefahrdet oder beeintrachtigt sind, dass zu seiner Bekampfung die so-
fortige Nutzung der betreffenden baulichen Anlage fiir die in § 61 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 NBauO
genannten Zwecke erforderlich ist.

12.2 Wird davon auch die Unterbringung von Flichtlingen erfasst?

Nutzungsénderungen von baulichen Anlagen, die der plétzlichen Aufnahme von vielen ge-
flichteten Menschen dienen, werden vom Regelungsbereich des § 61 Abs. 3 NBauO erfasst.
Derartige Nutzungsanderungen dienen dem Bevdlkerungsschutz im Sinne des § 61 Abs. 3
Satz 1 Nr. 1 NBauO. Die Situation von Vertriebenen durch Kriegsfolgen stellt zudem einen
vergleichbaren Notstand im Sinne des § 61 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 NBauO dar.

12.3 Was ist bei einer temporéaren Nutzungséanderung von Raumen fir viele Menschen
insbesondere zu beriicksichtigen?

Es wird vor dem Hintergrund des erhéhten Gefahrenpotenzials, welches besteht, wenn viele
Menschen sich gemeinsam in Sonderbauteni. S. d. § 2 Abs. 5 S. 1 Nr. 11 NBauO, insbheson-
dere in groBen Raumen ohne Rauch- und Brandabschnitte, aufhalten und schlafen, darauf
hingewiesen, dass nach § 61 Abs. 3 Satz 4 NBauO der Brandschutz so gewdhrleistet sein
muss, dass Gefahren fir das Leben und die Gesundheit von Menschen vermieden werden.
Daher wird empfohlen, sich fir die Konzeptionierung des Brandschutzes ggf. Sachverstandi-
ger zu bedienen. Weiter wird empfohlen, bei einer hohen Anzahl von Unterzubringenden in
einer gemeinsamen Unterkunft die Gesundheitsdmter zur Beurteilung des Gesundheitsschut-
zes und der Hygiene hinzuzuziehen.

12.4 Gelten die Regelungen auch fir private Personen?

Naturliche oder juristische Personen kdnnen nur dann voribergehende Nutzungsanderungen
von baulichen Anlagen genehmigungsfrei nach 8 61 Abs. 3 NBauO vornehmen, wenn sie von
einer in § 61 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 genannten Stelle beauftragt wurden und nach ihrer Fach-
kenntnis, ihrer Zuverlassigkeit und ihren Leistungen die Gewahr daflr bietet, dass die Aufga-
ben dem o6ffentlichen Baurecht entsprechend wahrgenommen werden. Diese natlrliche oder
juristische Person mit der entsprechenden Fachkenntnis muss dann die Planungen leiten und
die Ausfuhrung der Arbeiten tGberwachen.

12.5 Welche zusatzlichen Regelungen bestehen fir verfahrensfreie Behelfsbhauten?

Gemal Ziffer 11.8 des Anhangs (zu § 60 Abs. 1) NBauO kdnnen Behelfsbauten, die in Notsi-
tuationen erforderlich sind und nur voribergehend aufgestellt werden, verfahrensfrei aufge-
stellt werden. Dieses kdnnen z. B. Wohncontainer sein.

Damit es insbesondere keine Rettungswegprobleme oder unzureichenden sanitaren Einrich-
tungen etc. gibt und diese auch nicht an nicht geeigneten Stellen aufgestellt werden, sollte
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gewabhrleistet sein, dass eine kompetente Institution (wie THW, Rotes Kreuz, Bundeswehr etc.)
dies vornimmt und die jeweilige Baubehdrde der Kommune dies begleitet.

12.6 Sind Duldungen von temporaren Unterkinften moglich?

§ 61 Abs. 3 NBauO ist die Standardregelung fir Notsituationen und soll insbesondere den
Kommunen und anderen fachlich-kompetenten Stellen die Mdglichkeit geben, sichere Unter-
kunfte zu gewahrleisten. Es ist nachvollziehbar, dass auch Private in den Notsituationen un-
terstitzend mitwirken mochten. Fir temporare Nutzungsanderungen durch Private kann die
untere Bauaufsichtsbehorde in Einzelfallen eine Duldung vornehmen oder von einer ,aktiven
Duldung® durch Verwaltungsakt Gebrauch machen, wenn insbesondere die Schutzziele des
§ 3 Abs. 1 Satz 1 NBauO zur Vermeidung von Gefahren fur das Leben und die Gesundheit
von Menschen, insbesondere hinsichtlich der Standsicherheit und des Brandschutzes, einge-
halten werden. Dies liegt im Ermessen der Behorde und sollte im Hinblick auf die vorrangig
anzuwendende gesetzliche Regelung in § 61 Abs. 3 NBauO auf Einzelfalle beschrankt bleiben.
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13Zu 8 62 NBauO (Sonstige genehmigungsfreie BaumalRinahmen)

13.1 Ist die Errichtung von Wohngebauden genehmigungsfrei?

In der bis Ende 2021 geltenden Fassung der NBauO waren lediglich Wohngeb&ude der Ge-
baudeklassen 1 bis 3 genehmigungsfrei, so dass das in § 62 NBauO geregelte Mitteilungsver-
fahren nicht fir Wohngebaude der Geb&dudeklassen 4 und 5 galt. Diese Einschrankung wurde
im Jahr 2021 aufgehoben, so dass die Genehmigungsfreiheit nun fur alle Wohngebaude gilt.
Allerdings gilt die Erweiterung aufgrund der Regelung in 8 62 Abs. 1 Satze 3 und 4 NBauO
nicht fir Sonderbauten und nicht fir Baumalnahmen innerhalb eines Achtungsabstands um
einen Betriebsbereich im Sinne des § 3Abs. 5a BImSchG. Die Ausweitung der Genehmigungs-
freiheit entspricht dem Wunsch nach Burokratieabbau. Allerdings besteht weiterhin eine Wahl-
moglichkeit nach § 62 Abs. 10 NBauO: Die Bauherrinnen und Bauherrn kdnnen weiterhin —
und nun auch fur die Geb&udeklassen 4 und 5 — verlangen, dass fur eine BaumalRnahme das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63 NBauO durchgefihrt wird.

13.2 Welche bautechnischen Nachweise werden gepruft?

In den Verfahren nach den 88 62 bis 64 werden die bautechnischen Nachweise zur Standsi-
cherheit und zum Brandschutz nur fur die in8 65 Abs. 3 Satz 1 bzw. Satz 2 NBauO genannten
Baumafl3nahmen geprift. Fir Wohngebaude der Geb&udeklassen 4 und 5 ergibt sich aus 8 65
Abs. 2 Satz 1i. V. m Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 Nr. 1 NBauO.
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147u 8 63 NBauO (Sonderthema ,,voriibergehende Nutzungsanderung zu Versamm-
lungsraumen®/..Scheunenfeste*)

14.1 Welche Erleichterungen wurden 2023 eingefiihrt?

Fir Veranstalterinnen und Veranstalter gibt es durch die neuen Regelungen folgende Erleich-
terungen bei der Planung einer voribergehenden Nutzungsanderung eines nicht als Ver-
sammlungsraum genehmigten Raumes als Versammlungsraum (z.B. Scheunenfeste):

. Kiinftig gilt das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren.

° Es bedarf zunachst keiner besonders qualifizierten entwurfsverfassenden Person
— die Veranstalterin oder der Veranstalter selbst kann den Antrag einreichen.
Wenn die Prifung des Brandschutzes besondere Schwierigkeiten aufweist oder
der Antrag nicht hinreichend aussagekraftig ist, kann die Baugenehmigungsbe-
horde eine qualifizierte Entwurfsverfasserin oder einen qualifizierten Entwurfsver-
fasser verlangen.

° Der Prifumfang der Bauaufsichtsbehérden wird neu definiert und auf die Gewahr-
leistung des Brandschutzes begrenzt. Wenn Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass
durch die Veranstaltung aus anderen Griinden als den Brandschutz eine Gefahr
fur das Leben oder die Gesundheit von Menschen zu besorgen ist, kann die Bau-
aufsichtsbehdrde die Prifung deswegen auf die Einhaltung weiterer Vorschriften
erweitern.

Das gleiche Prinzip gilt bei den einzureichenden Unterlagen: Zunachst sind nur wenige Doku-
mente einzureichen, die Bauaufsichtsbehodrde kann bei einer Ausweitung der Prifung weitere
Unterlagen verlangen.

14.2 Wie sieht das Konzept der 2023 eingefiihrten Regelungen aus?

Die gesetzlichen Regelungen sind gestuft aufgebaut: Zundchst bedarf die Antragstellung in
formeller Hinsicht nur geringen Anforderungen; auch die Bauaufsichtsbehorde hat nur einen
stark eingegrenzten Prufungsumfang (Brandschutz). Wenn es gute Griinde fir die Sicherheit
gibt, kdbnnen sowohl die Bauvorlagen als auch der Prifumfang angemessen ausgeweitet wer-
den.

14.3 Regelt das Bauordnungsrecht Veranstaltungen?

Nein. Das Bauordnungsrecht regelt nicht Veranstaltungen, sondern Anforderungen an bauli-
che Anlagen aufgrund ihrer Nutzung und an den Betrieb der baulichen Anlagen.

14.4 Sind Platze oder Wiesen eine bauliche Anlage?

Eine ,grine Wiese* stellt keine bauliche Anlage dar. Bauliche Anlagen (8 2 Abs. 1 NBauO) im
Geltungsbereich der NBauO kdnnten im Zusammenhang mit Veranstaltungen beispielsweise
sein:

o Schitzenplatz / Veranstaltungsplatz,
. Campingplatz / Zeltplatz,

. Biergarten,

. Stellplatz / Parkplatz,
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. Messegelande / Veranstaltungsgelande,
° Flugplatz,
) Militargelande,

wenn diese als solche genehmigt oder zugelassen sind.

14.5 Ist eine tempordre Nutzungsanderung einer bestehenden baulichen Anlage eine
Baumalnahme?

Eine Nutzungsanderung, egal ob temporar oder dauerhaft, von einer bestehenden baulichen
Anlage stellt eine Baumafinahme im Sinne des § 2 Abs. 13 NBauO dar.

14.6 An wen kann ich mich wenden?

Die richtige Ansprechpartnerin fiir Veranstalterinnen und Veranstalter, die eine voruberge-
hende Nutzungsénderung bauordnungsrechtlich beantragen wollen, ist die untere Bauauf-
sichtsbehdrde, in deren Zustandigkeitsbereich sich der betreffende Veranstaltungsraum befin-
det. Es wird empfohlen, sich rechtzeitig mit der Bauaufsichtsbehérde in Verbindung zu setzen.

14.7 Wie sieht die Prufung der Verfahrensart grafisch aus?
(siehe Grafik Folgeseite)
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14.8 Wie lauten die 2023 eingefihrten Regelungen fur vorilbergehenden Nutzungsén-
derung zu Versammlungsraumen?

Die im Jahr 2023 eingeflihrten Regelungen erganzen die 88 53, 63 und 70 NBauO und lauten
wie folgt:

8 53 Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser

[...] (9) 'Die Beschrankungen der Absétze 3 bis 8 gelten nicht fiir Bauvorlagen: [...]
4. zu Entwirfen fir Baumal3nahmen nach § 63 Abs. 2 Satz 1.

’Die Bauaufsichtsbehorde kann abweichend von Satz 1 Nr. 4 verlangen, dass Bauvorlagen zu
Entwirfen fur Baumaf3nahmen nach 8 63 Abs. 2 Satz 1 von einer Entwurfsverfasserin oder
einem Entwurfsverfasser, die oder der nach Absatz 3 Satz 2 Nrn. 1 bis 4, Absatz 4 Nrn. 2 bis
4 oder den Abséatzen 5 bis 8 bauvorlagenberechtigt ist, erstellt werden missen, wenn die Pri-
fung des Brandschutzes besondere Schwierigkeiten aufweist oder die Ubermittelten Bauvorla-
gen fir die nach § 63 Abs. 2 Satz 2 oder 3 erforderliche Priifung nicht hinreichend aussage-
kraftig sind.

8 63 Vereinfachtes Baugenehmiqungsverfahren

[...] (2) 'Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren wird auch durchgefiihrt fiir die geneh-
migungsbedirftige voribergehende Nutzung eines nicht als Versammlungsraum genehmigten
Raumes als Versammlungsraum fir die Durchfiihrung einer Veranstaltung, die auch Uber-
nachtungen einschliel3en kann, wenn der Raum fir diese vortibergehende Nutzung nicht mehr
als drei Mal im Jahr fiir jeweils nicht mehr als vier Tage genutzt wird. ?Bei BaumafRnahmen
nach Satz 1 prift die Bauaufsichtsbehdrde nur, ob fir die voribergehende Nutzung der Brand-
schutz gewéhrleistet ist. 3Liegen Anhaltspunkte dafir vor, dass durch das Vorhaben aus an-
deren Grunden eine Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen zu besorgen
ist, kann die Bauaufsichtsbehorde die Priifung deswegen auf die Einhaltung weiterer Vorschrif-
ten des offentlichen Baurechts erweitern. *Die §8§ 51 und 65 finden keine Anwendung. *Bau-
vorlagen sind nur zu Gbermitteln, soweit dies fur die Prifung nach Satz 2 erforderlich ist; Re-
gelungen in einer Verordnung nach § 82 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 Nr. 8, nach denen Nach-
weise, die den in 8 65 genannten entsprechen oder weitere Bauvorlagen, die fur die Prifung
nach Satz 2 nicht erforderlich sind, zu Ubermitteln sind, finden ebenfalls keine Anwendung.
®Die Bauaufsichtsbehorde kann abweichend von Satz 5 im Einzelfall die Vorlage weiterer
Nachweise, insbesondere eines Brandschutzkonzepts fordern, wenn die in § 53 Abs. 9 Satz 2
genannten Umstéande vorliegen und soweit es zur Priifung nach Satz 2 oder 3 erforderlich ist.
'8 64 Satz 2 gilt entsprechend.

8 70 Baugenehmigung und Teilbaugenehmiqung

[...](2)[...] °Die voruibergehende Nutzung eines Raumes als Versammlungsraum, die im ver-
einfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 Abs. 2 genehmigt wird, darf nur widerruflich
und auf langstens funf Jahre befristet genehmigt werden.
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14.9 Worauf beziehen sich die Verweise in 8 63 Abs. 2 Satz 6?

Die Verweise in 8 63 Abs. 2 Satz 6 beziehen sich auf die in blauer Schrift dargestellten As-
pekte:

Die Bauaufsichtsbehérde kann abweichend von Satz 5 ( =Bauvorlagen sind nur zu Ubermit-
teln, soweit dies fur die Prufung des Brandschutzes erforderlich ist) im Einzelfall die Vorlage
weiterer Nachweise, insbesondere eines Brandschutzkonzepts fordern, wenn die in 8 53
Abs. 9 Satz 2 genannten Umstande (=Prufung des Brandschutzes weist besondere Schwie-
rigkeiten auf oder Bauvorlagen sind fur erforderliche Prufung nicht hinreichend aussagekraftig)
vorliegen und soweit es zur Prifung nach Satz 2 (=Gewahrleistung des Brandschutzes) oder
3 (=liegen Anhaltspunkte fur Gefahr von Leben/Gesundheit vor) erforderlich ist.

14.10Wer darf den Bauantrag fur eine voriibergehende Nutzungsanderung zu Versamm-
lungsraumen einreichen?

Im Regelfall ist nach den neuen gesetzlichen Regelungen keine Bestellung einer besonders
gualifizierten Entwurfsverfasserin oder eines besonders qualifizierten Entwurfsverfassers
mehr erforderlich (8 53 Abs. 9 Satz 1 Nr. 4 NBauO). Es reicht aus, wenn die Antragstellerin
oder der Antragsteller Giber die nétigen Kenntnisse fir den Antrag verfiigt.

Die Bauaufsichtsbehorde kann allerdings verlangen, dass Bauvorlagen von einer ,formell*
qualifizierten Entwurfsverfasserin oder einem qualifizierten Entwurfsverfasser erstellt werden
mussen, wenn die Prifung des Brandschutzes besondere Schwierigkeiten aufweist oder die
Ubermittelten Bauvorlagen fir die erforderliche Prifung des Brandschutzes oder weiterer Vor-
schriften des offentlichen Baurechts zum Schutz von Leben oder Gesundheit von Menschen
nicht hinreichend aussagekraftig sind. Der Bauaufsichtsbehdérde kommt damit ein Ermessen
zu, das sie pflichtgemald auszuiben hat, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen gegeben
sind.

14.11Wann weist die Prifung des Brandschutzes besondere Schwierigkeiten auf?

Die Frage ist von Bedeutung im Hinblick auf die Mdglichkeit, nach § 53 Abs. 9 Satz 2 NBauO
fur die Erstellung der Bauvorlagen eine ,formell“ qualifizierte Person als Entwurfsverfasserin
oder Entwurfsverfasser zu verlangen oder nach § 63 Abs. 2 Satz 6 NBauO die Vorlage beson-
derer Nachweise wie z. B. ein Brandschutzkonzept zu fordern.

Die Beantwortung der Frage hangt von den jeweiligen Umstanden des Einzelfalles ab. Fol-
gende Hinweise kdnnen jedoch gegeben werden:

Die Schwierigkeit der Prifung wird zunéchst nattrlich davon abhéngen, ob es sich um die
Nutzung von Raumen handelt, die erstmalig fiir eine Veranstaltung genutzt werden und bisher
kein genehmigter Sonderbau sind, oder ob es sich um wiederholte, bereits friilher und mog-
licherweise als Sonderbau genehmigte temporare Nutzungen handelt. Bei genehmigten Son-
derbauten wie Verkaufsstatten oder Schulen etwa ist davon auszugehen, dass bereits erhdhte
Anforderungen an den Brandschutz gestellt wurden und besondere Schwierigkeiten der Pru-
fung eher seltener auftreten werden.

Indizien fur besondere Schwierigkeiten bei der Priifung kdnnen beispielsweise sein:
- Fur das Gebaude oder die Raume liegen keine Genehmigungsakten vor, z. B.

. auf Grund des Alters (alte Scheune, errichtet vor Inkrafttreten der NBauO),
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° fur Landes- oder Bundesbauten unter Regie des Staatlichen Baumanagements
Niedersachsen

. bei verfahrensfrei errichteten Gebauden.

- Es ist bekannt, dass das Gebaude nicht entsprechend der Baugenehmigung errichtet
wurde und wesentlich von ihr abweicht.

- In den Gebauden befinden sich hohe Brandlasten oder gefahrliche Stoffe (z. B. Lager-
gebaude, Gewerbehallen) oder nach der Art der beabsichtigten Veranstaltung muss mit
erhdhten Gefahren gerechnet werden (z. B. Einsatz von Pyrotechnik oder offenem
Feuer).

- Das Gebaude ist schon langer aus der Nutzung genommen (z. B. Bunker, gewerbliche
Objekte), so dass mit Mangeln am baulichen oder anlagentechnischen Zustand zu rech-
nen ist.

- Unterirdische Versammlungsraume oder Versammlungsrdume in Obergeschossen mit
komplizierter Rettungswegfiihrung

14.12Wann sind die Bauvorlagen nicht hinreichend aussagekréaftig?

Diese Frage ist von Bedeutung im Hinblick auf die Méglichkeit, nach § 53 Abs. 9 Satz 2 NBauO
fur die Erstellung der Bauvorlagen eine ,formell“ qualifizierte Person als Entwurfsverfasserin
oder Entwurfsverfasser zu verlangen oder nach § 63 Abs. 2 Satz 6 NBauO die Vorlage beson-
derer Nachweise wie z. B. ein Brandschutzkonzept zu fordern.

An der hinreichenden Aussagekraft der eingereichten Bauvorlagen kann es z. B. fehlen, wenn
° keine Bauvorlagen fur das bestehende Gebaude vorgelegt werden,

o trotz Nachforderung in den eingereichten Bauvorlagen die Veranstaltung nicht ausrei-
chend beschrieben ist (ist eine Ausstellung oder eine Tanzveranstaltung geplant? Wer-
den Speisen angeboten, welche vor Ort zubereitet werden?),

o der Brandschutz nicht thematisiert ist (z. B. fehlende Angaben zu Flachen fir Sitzplatze,
Stehplatze, Biuhnen, zu Rettungswegen und zu anlagentechnischen und betrieblich-or-
ganisatorischen Brandschutzmaflinahmen.

14.13Welche Unterlagen sind zum Bauantrag einzureichen?

Bauvorlagen sind nur zu Ubermitteln, soweit dies fur die Prifung nach § 63 Abs. 2 Satz 2
erforderlich ist; Regelungen in einer Verordnung nach § 82 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 Nr. 8, nach
denen 8 65 entsprechende Nachweise oder weitere Bauvorlagen, die fur die Prifung nach
Satz 2 nicht erforderlich sind, zu Ubermitteln sind, finden ebenfalls keine Anwendung.

Welche Bauvorlagen erforderlich sind, hAngt vom jeweiligen Einzelfall ab. Es wird daher emp-
fohlen, sich rechtzeitig mit der zustandigen Bauaufsichtsbehdrde in Verbindung zu setzen.

14.14Wie ist der Bauantrag einzureichen?

Nach 8 3 a NBauO sind Antrage auf Erteilung einer Baugenehmigung und die beizufligenden
Bauvorlagen von der erklarenden Person elektronisch zu tbermitteln. Die Ubermittlung hat
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unter Verwendung eines Nutzerkontos nach dem Onlinezugangsgesetz zu erfolgen. Die Bau-
aufsichtsbehdrde lasst im Einzelfall zu, dass Antrage und Bauvorlagen als Dokumente in Pa-
pierform Gbermittelt werden, wenn eine elektronische Ubermittlung nicht zumutbar ist. Fur die
Klarung dieser Frage sollten sich Veranstalterinnen und Veranstalter, die eine temporare Nut-
zungsanderung beantragen wollen, rechtzeitig mit der fur sie zustandigen Bauaufsichtsbe-
horde in Verbindung setzen.

14.15In welchen Fallen sind Unterlagen nachzureichen?

Die Bauaufsichtsbehorde kann im Einzelfall die Vorlage weiterer Nachweise, insbesondere
eines Brandschutzkonzepts fordern, wenn die in § 53 Abs. 9 Satz 2 genannten Umstande
(Prifung des Brandschutzes weist besondere Schwierigkeiten auf; Ubermittelte Bauvorlagen
sind nicht hinreichend aussagekraftig) vorliegen und soweit es zur Prifung des Brandschutzes
oder aufgrund der Annahme, dass durch das Vorhaben aus anderen Grinden als des Brand-
schutzes eine Gefahr fir das Leben oder die Gesundheit von Menschen zu besorgen ist, er-
forderlich ist.

14.16 Wann kann die Bauaufsichtsbehdrde den Prifumfang erweitern?

Liegen Anhaltspunkte daflr vor, dass durch das Vorhaben aus anderen als Brandschutzgrin-
den eine Gefahr fur das Leben oder die Gesundheit von Menschen zu besorgen ist, kann die
Bauaufsichtsbehorde die Prifung deswegen auf die Einhaltung weiterer Vorschriften des 6f-
fentlichen Baurechts erweitern (§ 63 Abs. 2 Satz 3 NBauO). Dieses kann z.B. der Fall sein,

o wenn die Standsicherheit der baulichen Anlage fraglich ist, etwa weil schwere Beleuch-
tungs- oder Beschallungsanlagen am Tragwerk befestigt werden sollen,

° eine Sicherheitsbeleuchtung zur Vermeidung von Panik bei Ausfall der allgemeinen
Stromversorgung erforderlich ist,

° die Frage von erforderlichen Umwehrungen oder Absperrungen zu klaren ist.

14.17Welche Moglichkeiten der Abweichungen bestehen?

Abweichungen, insbesondere von den Vorschriften der NVStattvVO, kdnnen nach § 66 NBauO
zugelassen werden. Als Kompensationen kommen z.B. besonders breite und leicht erreich-
bare Ausgéange oder die Einrichtung einer Brandsicherheitswache in Betracht. Abweichungen
im Bereich der Besucherparkpléatze sind durch Aufstellen eines Mobilitatskonzeptes maglich.

14.18 Worauf erstreckt sich die Baugenehmigung fiir eine voriibergehende Nutzungs-
anderung zu Versammlungsraumen?

Die Legitimierungswirkung der Baugenehmigung erstreckt sich nach § 70 Abs. 1 Satz 1
NBauO nur auf die von der Bauaufsichtsbehdrde gepriften Aspekte.
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14.19Wie sieht der Ablauf des Verfahrens grafisch aus?
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15Zu 8§ 63 (Sonderthema Umsetzung EU-RED lI-Richtlinie)

15.1 Weshalb ist die RED II-Richtlinie fir das Bauordnungsrecht relevant?

Es werden die fur das Bauordnungsrecht relevanten Artikel 15 und 16 der Richtlinie (EU)
2018/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Renewable Energies Directive Il -
RED lI) fur das Baugenehmigungsverfahren umgesetzt, die am 24.12.2018 in Kraft getreten
ist und bis zum 30.06.2021 in nationales Recht umzusetzen war.

15.2 Welche Auswirkungen bestehen fir das vereinfachte Baugenehmigungsverfah-
ren?

Gemal Artikel 16 Abs. 6 RED Il ist fur Baumaflinahmen zum Repowering bestehender Anla-
gen zur Erzeugung erneuerbarer Energie ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren durchzu-
fuhren. Deshalb sind diese dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 zu un-
terstellen. Dabei sollte fur die Bezeichnung der betreffenden Anlagen an den gegeniber Artikel
16 Abs. 6 UADbs. 1 der Richtlinie préaziseren Wortlaut des Artikels 16 Abs. 1 Satz 4 der Richtlinie
angeknupft werden. Durch den Verweis auf Artikel 2 Nr. 10 der Richtlinie wird der Begriff des
,Repowerings” im Sinne der Richtlinie in Bezug genommen. Der neue zweite Halbsatz soll
sicherstellen, dass auch dann, wenn es sich bei der betreffenden Anlage um einen Sonderbau
handelt (Windenergieanlagen mit mehr als 30 m Hohe), die Behandlung im vereinfachten Bau-
genehmigungsverfahren erfolgt.

15.3 Wer ist ,,einheitliche Stelle” im Sinne des § 69 Abs. 6 NBauO?
In 8 1 Abs. 1 Nds. Gesetz Uber einheitlichen Ansprechpartner (NEAG) ist geregelt:

,(1) *Wenn eine Rechtsvorschrift anordnet, dass Verwaltungsverfahren tber eine einheitli-
che Stelle (8 71 a Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes - VWVIG -) abgewickelt werden
koénnen, sind die Landkreise und kreisfreien Stadte und die gro3en selbstandigen Stadte sowie
das fur Wirtschaft zustéandige Ministerium flir die Aufgaben dieser Stelle (88 71 b bis 71 e
VWVIG) als Einheitliche Ansprechpartner zustandig. 2Die kommunalen Korperschaften neh-
men die Aufgabe nach Satz 1 im Ubertragenen Wirkungskreis wahr. 3Die Zustandigkeit der
selbstandigen Gemeinden wird ausgeschlossen.”

15.4 Gibt es Baugenehmigungsverfahren fir Windenergieanlagen, die nicht dem Im-
missionsschutzrecht unterfallen?

Ja. Zum einen ist fur die nach NBauO genehmigungspflichtigen Windenergieanlagen, die also
nicht verfahrensfrei oder genehmigungsfrei sind, ein Baugenehmigungsverfahren durchzufiih-
ren. Fur Windenergieanlagen mit mehr als 50 m Gesamthohe ist grundséatzlich ein Verfahren
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) durchzufihren. Allerdings gibt es auch
Anderungen von Windenergieanlagen mit mehr als 50 m Hohe, die wegen mangelnder Immis-
sionsschutzrechtsrelevanz keines BImSch-Verfahrens bedurfen, fir diese Anderung ist dann
ein Baugenehmigungsverfahren erforderlich, da diese einen Sonderbau im Sinne der NBauO
darstellen.
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16 Zu § 67 NBauO (Bauantrag)

16.1 Warum kann der Standsicherheitsnachweis nachgereicht werden?

Die in 8 67 Abs. 3 NBauO im Jahr 2021 eingefiigte Regelung geht auf das Bedirfnis von vielen
Bauherrinnen und Bauherrn zurlick, zunachst eine Baugenehmigung zu erhalten und erst
dann den Nachweis der Standsicherheit zu beauftragen. Dieser bereits in einigen unteren Bau-
aufsichtsbehorden gelebten Praxis wurde mit einer Regelung Rechtssicherheit verliehen.

Die Bauaufsichtsbehdrde kann nach § 67 Abs. 3 NBauO auf Antrag im Einzelfall zulassen,
dass der zu prifende Nachweis der Standsicherheit nach Erteilung der Baugenehmigung ein-
gereicht wird. Die Baugenehmigung ist dann unter der aufschiebenden Bedingung zu erteilen,
dass der Nachweis der Standsicherheit innerhalb eines Jahres nach Erteilung der Baugeneh-
migung Ubermittelt und seine Vereinbarkeit mit dem 6ffentlichen Baurecht nach Prufung be-
statigt wird. Die mit der Baugenehmigung verbundene Beguinstigung tritt erst mit Eintritt der
Bedingung ein.

16.2 Welche Rechtsfolgen hat eine aufschiebende Bedingung?

Die in § 67 Abs. 3 Satz 1 NBauO genannte aufschiebende Bedingung lasst die sog. ,innere
Wirksamkeit* des Verwaltungsaktes zu einem spateren Zeitpunkt eintreten. Das bedeutet,
dass die Rechtswirkungen und bei einer Baugenehmigung insbesondere das Recht, mit dem
Bau beginnen zu dirfen, erst mit Bedingungseintritt eintreten (vgl. auch Grof3e-Suchs-
dorf/Burzynska/Mann, 10. Aufl. 2020, NBauO 8§ 72 Rn. 4). Hiervon zu unterscheiden ist die
sog. ,aulere Wirksamkeit“ eines Verwaltungsaktes, die mit dessen Bekanntgabe eintritt. Das
Bundesverwaltungsgericht hat zu dieser Unterscheidung ausgefihrt: ,Ein Verwaltungsakt
kommt zustande durch die Entscheidung der Behorde und die Eroffnung dieser Entscheidung
an den Adressaten und gegebenenfalls an sonstige durch die Regelung betroffenen Personen.
Wirksam wird ein Verwaltungsakt grundsatzlich im Zeitpunkt seiner Bekanntgabe an den, ge-
gen den er sich richtet. Der Beginn der auf3eren Wirksamkeit eines Verwaltungsaktes hat al-
lerdings nicht immer den gleichzeitigen Eintritt seiner inneren Wirksamkeit zur Folge. Die in
ihm enthaltene Regelung (Begrindung, Anderung oder Aufhebung eines Rechts oder eines
Rechtsverhaltnisses, der Pflicht zur Vornahme oder Unterlassung einer Handlung) kann un-
abhangig von dem Beginn der duReren Wirksamkeit des Verwaltungsaktes zu einem friiheren
oder spéateren Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden. Im Rahmen ihrer gesetzlichen Ermé&chtigung
kann die Behorde kraft ihrer Gestaltungsmacht also fiir das Inkrafttreten der durch den Ver-
waltungsakt verfugten Regelung einen besonderen, vor oder nach dem Tage der Bekanntgabe
des Verwaltungsaktes an den Adressaten liegenden Zeitpunkt bestimmen.“ (BVerwG, Urtell
vom 21. 6. 1961 - BVerwG VIII C 398/59 (Bebenhausen) = BVerwGE 13,1,7). Mit der Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes beginnen die Rechtsbehelfsfristen zu laufen (BVerwG, Urteil vom
1.2.1978 -6 C 9/77 =BVerwGE 55, 212).

16.3 Welche Auswirkungen hat eine aufschiebende Bedingung auf die in 8 71 Abs. 1
Satz 1 NBauO enthaltene Frist?

Nach § 71 Abs. 1 Satz 1 NBauO erlischt eine Baugenehmigung, wenn innerhalb von drei Jah-
ren nach lhrer Erteilung mit der Ausfiihrung der Baumafinahme nicht begonnen wurde. Fir die
Fristberechnung ist auf den Beginn der sog. ,aul3eren Wirksamkeit“ des Verwaltungsaktes ab-
zustellen. Die in 8 71 Abs. 1 Satz 1 NBauO enthaltene 3-Jahres-Frist verlangert sich somit
nicht um den Zeitraum fir das Nachreichen des Standsicherheitsnachweises.
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16.4 Was bedeutet ,bestatigt“ im Sinne des § 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 NBauO?

In der NBauO wird bezuglich der Nachweise der Standsicherheit an diversen Stellen im Gesetz
das Wort ,bestatigt* verwendet (siehe zum Beispiel § 3 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 NBauO, § 62
Abs. 8 Satz 2 NBauO), so auch in 8 67 Absatz 3. Wenn die Baugenehmigung unter einer
aufschiebenden Bedingung erteilt wurde, so tritt die sog. ,innere Wirksamkeit* erst mit Eintritt
der aufgefiihrten Bedingung ein. Dieser Bedingungseintritt erfolgt nicht allein durch die Uber-
mittlung des Nachweises der Standsicherheit, sondern erst durch die ,Bestatigung“ nach er-
folgter Priifung, dass der Standsicherheitsnachweis mit dem 6ffentlichen Baurecht vereinbar
ist. Diese Bestatigung l6st den Bedingungseintritt aus. Sie stellt selbst keinen Verwaltungsakt
dar, sondern ist eine Mitteilung, welche zur Wirksamkeit des Verwaltungsaktes — also der Bau-
genehmigung — fuhrt.

16.5 Was geschieht, wenn der Standsicherheitsnachweis nicht innerhalb der Jahres-
frist eingereicht wird?

Wenn die Frist zur Einreichung des Standsicherheitsnachweises nicht eingehalten, die auf-
schiebende Bedingung also nicht erfullt wird, tritt die sog. ,innere Wirksamkeit* der Baugeneh-
migung hicht ein. Da die Regelung in § 67 Abs. 3 Satz 1 NBauO eine Fristverlangerung nicht
vorsieht fuhrt dieses dazu, dass sich die Baugenehmigung nach § 43 Abs. 2 VwVfG ,auf an-
dere Weise"® erledigt hat, so dass sie unwirksam wird.

16.6 Sind von der Jahresfrist auch Konstruktionszeichnungen betroffen?

Nein, die Regelung bezieht sich ausschlieRlich auf den Nachweis der Standsicherheit im en-
geren Sinne. Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz NBauVorlVO sind Konstruktionszeich-
nungen spatestens bis zum Beginn des Baus des tragenden Bauteils anzufertigen und, soweit
sie geprift werden, spatestens vier Wochen vor diesem Zeitpunkt zu tGbermitteln.

16.7 Kann die Jahresfrist mit einer Abweichung verlangert werden?

Wenn die Frist zur Einreichung des Standsicherheitsnachweises nicht eingehalten wird, die
aufschiebende Bedingung also nicht erfullt wird, tritt die sogenannte ,innere Wirksamkeit” der
Baugenehmigung nicht ein. Da die Regelung in § 67 Abs. 3 Satz 1 NBauO eine Fristverlange-
rung nicht vorsieht, fiihrt dieses dazu, dass sich die Baugenehmigung nach § 43 Abs. 2 VWVIG
»=auf andere Weise" erledigt hat, so dass sie unwirksam wird. Eine Abweichung aufgrund von
§ 66 NBauO zu den im Gesetz festgelegten Fristen ist daher nicht mdglich.

16.8 Ist nach Fristablauf eine ,,Wiedereinsetzung in den vorigen Stand“ moéglich?

Nein. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 32 VwVIG ist nur méglich bei ge-
setzlichen Fristen, die generell und abstrakt gelten und tber die die sachbearbeitende Behorde
nicht von sich aus verfiigen darf. Im Fall des § 67 Abs. 3 NBauO handelt es sich nicht um eine
solche gesetzliche Frist.
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17Zu 8 68 NBauO (Beteiligung der Nachbarn)
17.1 Was bedeutet die Regelung der Praklusion in § 68 Abs. 3 NBauO?

Nachbarn sind fur das Genehmigungsverfahren mit Einwendungen ausgeschlossen, die sie
nicht innerhalb der 4-Wochen-Frist vorgebracht haben. Der Ausschluss bezieht sich aus Grin-
den, die in der Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofes liegen, nicht auf das sich
ggfs. anschlieBende Gerichtsverfahren. Die Rechtsweggarantie nach Art. 19 Abs. 4 GG soll
nicht beeintrachtigt werden.

17.2 Erfasst die Préklusion auch das Widerspruchsverfahren?

Nach hiesiger Auffassung erfasst die Praklusionswirkung auch das Widerspruchsverfahren,
weil dieses als Verwaltungsverfahren die Verwaltungsentscheidung behdérdlicherseits tberpri-
fen soll. Die Rechtsweggarantie nach Art. 19 Abs. 4 GG bleibt unberihrt.

17.3 Ist Nachbarn bei verfristeten Einwendungen eine Genehmigung zuzustellen?

Die Zustellung einer Baugenehmigung an Nachbarn, die Einwendungen erhoben haben, ist in
8§ 70 Abs. 5 NBauO geregelt. Daraus ist aus hiesiger Sicht auch vor dem Hintergrund der
Préklusionsregelung in 8 68 Abs. 3 NBauO zu schliel3en, dass eine Zustellung rechtlich nicht
erforderlich ist, sofern die Nachbarn verfristet Einwendungen vorgebracht haben und nicht die
Bauherrin oder der Bauherr die Zustellung der Baugenehmigung nach § 70 Abs. 5 Satz 2
NBauO verlangt hat. Es spricht aber auch nichts gegen eine Zustellung und diese kann sogar
sinnvoll sein, weil Nachbarn stets Klagerechte haben, die auch durch die Préklusionsvorschrift
nach § 68 Abs. 3 NBauO nicht eingeschrankt werden.

17.4 Kann die Behdrde prékludierte Einwendungen von Nachbarn berticksichtigen?

Unbenommen bleibt es der Behdrde, sich trotz des Fristablaufs mit den Einwendungen ausei-
nanderzusetzen. Bei gewichtigen neuen Tatsachen muss sie das schon tun, um die inhaltliche
Richtigkeit der das Verfahren abschlieRenden Sachentscheidung zu gewahrleisten (vgl. DU-
rig/Herzog/Scholz/Schmidt-ABBmann GG Art. 19 Abs. 4 Rn. 259).

17.5 Welche Folgen haben nicht rechtzeitig erhobene Drittwiderspriiche?

Aufgrund der EuGH-Rechtsprechung zur unionsrechtlichen Zuléssigkeit von Praklusionsrege-
lungen wurde bei der NBauO der Ausschluss von Einwendungen nur fiir das Genehmigungs-
verfahren, nicht aber auch fir das gerichtliche Verfahren angeordnet.

Das bedeutet allerdings nicht, dass der Widerspruch als solcher im Sinne des § 68 Absatz 1
S. 2 VwGO ausgeschlossen ist. Dieser Rechtsbehelf steht dem Nachbar noch offen. Lediglich
der materielle Prifrahmen der Widerspruchsbehdrde ist insoweit eingeschrankt, wie die Ein-
wendungen prékludiert sind. Dies kann zur Folge haben, dass der Nachbar nicht wider-
spruchsbefugt ist (§ 42 Absatz 2 VwGO analog). Denn die Prifung des Rechts, dessen Ver-
letzung er geltend machen muss, kann durch die Widerspruchsbehorde nicht mehr stattfinden.
Dennoch ist und bleibt das Widerspruchsverfahren Voraussetzung fir eine sich anschliel3ende
Klage und ware demnach durchzufiihren. Entsprechend wéare auch die Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu verfassen. Der Nachbar ist darauf hinzuweisen, dass er das Recht hat, fristgerecht
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Widerspruch zu erheben. Im Rahmen der Rechtsbehelfsbelehrung sollte der Nachbar redli-
cherweise darauf hingewiesen werden, dass prékludierte Einwendungen im Widerspruchsver-
fahren materiellrechtlich nicht gepruft werden und zur Zurickweisung des Widerspruchs fiih-
ren kdnnen. Gleichwohl ist die Durchfihrung des Widerspruchsverfahrens Voraussetzung fur
die Zulassigkeit einer Klage (8 68 Absatz 1 S. 1 VwGO).
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18Zu 8§ 69 NBauO (Behandlung des Bauantrages)

18.1 Wie erfolgt die Vollstandigkeitspriufung bei der Vorprifung?

Nach 8 69 Abs. 2 NBauO hat die Bauaufsichtsbehérde innerhalb von drei Wochen nach Ein-
gang des Bauantrags diesen auf seine Vollstandigkeit zu prifen. Hierzu zéhlt, ob der Bauan-
trag und die Bauvorlagen den Anforderungen bzw. den Vorschriften zur Antragsstellung ins-
besondere § 3 a NBauO sowie der NBauVorlVO entsprechen, d. h. alle erforderlichen Unter-
lagen beigefiigt und die geforderten Signaturen bzw. Unterschriften vorhanden sind. Die Vor-
prufung stellt eine Uberschlagige insbesondere formelle (Evidenz-)Prufung dar. Eine umfas-
sende fachliche Priifung, ob das Vorhaben mit materiellem Recht Ubereinstimmt, kann in der
Kirze der Zeit nicht erfolgen und ist nicht Bestandteil einer Vorprufung. Gleiches gilt fur die
Frage, ob Uber die nach der NBauO bzw. der NBauVorlVO obligatorisch geforderten Bauvor-
lagen hinaus weitere Nachweise erforderlich sind, die sich erst aus der inhaltlichen Prufung
ergeben, z. B. die Beibringung eines Schallschutznachweises. Nicht unvollstandig im Sinne
der Vorprufung sind die Bauvorlagen dann, wenn die Bauaufsichtshehorde die Nachreichung
einzelner Bauvorlagen z. B. des Standsicherheitsnachweises nach 8§ 67 Abs. 3 NBauO zuge-
lassen hat.

18.2 Wie stehen die Satze 1 bis 3in § 69 Abs. 2 NBauO zueinander?

Die Satze 1 bis 3 sind in direktem Zusammenhang zu sehen, das heil3t, sie beziehen sich nur
auf die Vorprifung. Die Bauaufsichtsbehdrde hat zur Behebung der Méngel, die im Wege der
ersten Sichtung der Bauantragsunterlagen auffallen, unter Fristsetzung aufzufordern.

18.3 Worauf beziehen sich 8 69 Abs. 2 Satze 2 und 4 NBauO?

Nach § 69 Abs. 2 Satz 2 sind die nach Uberschlégiger Sichtung der eingereichten Unterlagen
fehlenden Bauvorlagen nachzufordern und ggf. andere in diesem Zusammenhang festgestell-
ten erheblichen Mangel mitzuteilen. Diesbeziiglich hat das OVG Lineburg bzgl. der friiheren
Rechtslage entschieden?, dass die Rechtsnatur des (friiheren) § 73 Abs. 2 darin liege, nach
Art des schlichten ,Abhakens” das Vorliegen der Unterlagen zu Uberpriifen, welche nach der
Bauvorlagenverordnung dem Baugesuch beizufiigen oder ggf. nachzureichen sind. Wurde
dieses Stadium reinen ,Abhakens" verlassen, sei flr eine Anwendung des § 73 Abs. 2 NBauO
kein Raum mebhr.

8 69 Abs. 2 Satz 4 dagegen bezieht sich auf die Mangel, die spater bei der Bearbeitung des
Bauantrags, also der materiellen Priifung des Bauantrags festgestellt werden, die also im Rah-
men der Uberschlagigen ersten Sichtung nicht sofort erkennbar waren.

18.4 Konnen fur aufwandige Gutachten langere Fristen eingeraumt werden?

Es sind grundsatzlich angemessene Fristen zu setzen. Aus hiesiger Sicht spricht nichts dage-
gen, unterschiedliche Fristen bei verschiedenen Bauvorlagen zu setzen.

2 OVG Luneburg v. 21.12.2011 -1 LA 257/09 zur vorherigen Regelung des § 73 Abs. 2: ,Die Bauaufsichtsbehorde soll die Be-
handlung des Bauantrags unter Angabe der Griinde ablehnen, wenn die Bauvorlagen wesentliche Méngel aufweisen.”.
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18.5 Kdnnen sehr unvollstandige oder mit sonstigen Mangeln behaftete Antrage sofort
wegen offensichtlicher Bearbeitungsunfahigkeit abgelehnt werden?

Zunachst erfolgt eine Aufforderung zur Mangelbehebung mit angemessener Frist. Eine Frist-
verlangerung nach 8§ 69 Abs. 2 Satz 3 zweiter Halbsatz NBauO steht im Ermessen der Be-
horde und kénnte daher abgelehnt werden, wenn die Unterlagen nach wie vor sehr unvollstan-
dig oder mit erheblichen Méangeln behaftet sind und eine Bearbeitung nicht mdglich ist.

18.6 Kdnnen trotz Unvollstandigkeit andere Fachbehdrden beteiligt werden?

Die Festlegung der Vorprifung in 8 69 Abs. 2 NBauO verfolgt den Zweck, die Baugenehmi-
gungsverfahren zu optimieren. Daher spricht nichts dagegen, andere Fachbehérden zu betei-
ligen, wenn die Unterlagen diesbeziglich schon aussagefahig sind und mit einer Vervollstan-
digung des Bauantrags innerhalb der gesetzten Frist realistisch zu rechnen ist, also nicht die
Gefahr besteht, dass der Antrag in absehbarer Zeit als zurickgenommen gilt.

18.7 An wen richten sich Mangelrigen bei der Vorprufung?

Die Bauherrin oder der Bauherr hat gemaf § 52 Abs. 2 Satz 2 NBauO die nach den 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage zu stellen, Anzeigen zu machen und Nach-
weise zu erbringen. Daher ist in § 69 Abs. 2 Satz 2 NBauO geregelt, dass die Bauherrin/ der
Bauherr zur Behebung von Mangeln aufzufordern ist.

Die Bauherrin/ der Bauherr hat sich allerdings gemaR § 52 Abs. 2 Satz 3 NBauO bei der Ab-
gabe der jeweiligen Erklarungen durch eine Entwurfsverfasserin/ einen Entwurfsverfasser ver-
treten zu lassen, soweit eine solche/ ein solcher zu bestellen ist. Die Entwurfsverfasserin/ der
Entwurfsverfasser ist dann Bevollmachtigte/r im Sinne des § 14 VwVfG. Gemal § 14 Abs. 3
VwVIG soll sich die Behorde, wenn fir das Verfahren ein/e Bevollméchtigte/r (hier: Entwurfs-
verfasser/in) bestellt ist, an diese/n wenden. Sie kann sich aber auch an die/ den Beteiligte/n
(hier: Bauherr/in) selbst wenden, soweit sie/ er zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wenn sich die
Behdrde an die/ den Beteiligte/n selbst wendet, soll die/ der Bevollmachtigte aber verstandigt
werden.

Sollte die Bestellung einer Entwurfsverfasserin/ eines Entwurfsverfassers nicht erforderlich
sein, wendet sich die Bauaufsichtsbehérde direkt an die Bauherrin/ den Bauherrn.

18.8 Wer darf eine Fristverlangerung beantragen?

Wie unter 18.7 dargestellt, handelt in den meisten Féllen die Entwurfsverfasserin oder der
Entwurfsverfasser aufgrund einer Vollmacht der Bauherrin oder des Bauherrn. Daher ist die
Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser diejenige Person, die im Regelfall die Frist-
verlangerung nach 8 69 Abs. 2 Satz 3 2. Halbsatz beantragen wird. Da vollmachtgebende
Person die Bauherrin oder der Bauherr ist, sollte ihr oder ihm die Stellung eines Antrages auf
Fristverlangerung nicht verwehrt werden. Denn ansonsten kdme die Rucknahmefiktion zur
Geltung, die in erster Linie die Bauherrin oder den Bauherrn trafe.
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18.9 Welche Rechtsqualitat hat die Ricknahmefiktion?

Nach § 69 Abs. 2 Satz 3 NBauO gilt der Antrag drei Wochen nach Ablauf der Frist als zurtck-
genommen, wenn die bei der Vorprufung festgestellten Mangel innerhalb der Frist nicht beho-
ben werden. Es handelt sich damit um eine gesetzliche Ricknahmefiktion, mit deren Eintritt
das Baugenehmigungsverfahren automatisch beendet ist. Es ist nicht erforderlich, dass sich
die Bauaufsicht auf den Eintritt der Riicknahmefiktion beruft. Der Eintritt der Fiktionswirkung
wird der Disposition der Bauaufsichtshehorde entzogen, so dass es ihr verwehrt ist, einen
solchen als zurtickgenommen geltenden Bauantrag weiter zu bearbeiten. Die Bauaufsichtsbe-
horde hat dann die eingereichten Bauvorlagen zurtickzugeben. Das Vorhaben kann nur mittels
eines neuen Bauantrages zur Genehmigung gestellt werden (vgl. VG Schleswig Urt. v.
15.3.2012 — 2 A 55/11, BeckRS 2012, 210581). In Betracht kommt zudem ein klarstellender
Bescheid der Verfahrenseinstellung oder der Feststellung der Fiktion der Ricknahme (vgl.
Busse/Kraus/Shirvani, 143. EL Juli 2021, BayBO Art. 65 Rn. 199, 200).

18.10Beziehen sich die Satze 2 und 3 auf Satz 1 in § 69 Abs. 2 NBauO?

Die Riucknahmefiktion steht in einem direkten Regelungsverhaltnis mit der Vorprifungsfrist.
Es war Ziel des Gesetzgebers, dass der Bauantrag als zurickgenommen gilt, wenn die in der
Vorprifung gem. § 69 Abs. 2 S. 1 NBauO aufgefallenen Méangel (Unvollstandigkeit oder sons-
tige Mangel) nicht innerhalb der gesetzten Frist behoben werden.

Aufgrund dieses Sachzusammenhanges sind die Satze 2 und 3 in § 69 Abs. 2 NBauO nicht
isoliert zu sehen. Das hat zur Folge, dass die Rucknahmefiktion nicht bei spateren Fristset-
zungen fir das Nachfordern von Unterlagen gilt. So tritt die Ricknahmefiktion z. B. nicht ein,
wenn bei einer Nachforderung nach § 69 Abs. 2 Satz 4 NBauO eine Frist ohne Nachreichung
von Unterlagen verstreicht oder wenn Bauvorlagen trotz Nachreichens inhaltlich M&ngel auf-
weisen.

Weiter hat dies zur Folge, dass die Ricknahmefiktion dann nicht eintritt, wenn es der Bauauf-
sichtsbehdrde entgegen ihrer Verpflichtung aus 8 69 Abs. 2 S. 1 nicht gelingt, die Vorprifung
binnen drei Wochen nach Antragseingang abzuschlieRen. Denn die Vorschrift dient insgesamt
der Verfahrensbeschleunigung. Zum einen soll die Bauaufsichtsbehérde schneller fehlende
Unterlagen nachfordern. Im Gegenzug tritt dann aber eine gesetzliche Ricknahmefiktion ein,
wenn dies nicht oder nicht rechtzeitig geschieht. Wirde man die Riicknahmefiktion auch dann
eintreten lassen, wenn die Bauaufsichtsbehdrde die Vorprifung nicht binnen der Frist nach
8§69 Abs. 2 S. 1 vornimmt, wirde nur einseitig der Antragstellerseite eine Pflicht auferlegt
werden. Die Intention des § 69 Abs. 2 NBauO beruht aber vielmehr auf einem ,Geben und
Nehmen®.

18.11Was geschieht, wenn nach Durchfiihrung der Vorprifung Unterlagen nachgefor-
dert werden und diese Mangel nicht fristgerecht behoben werden?

Wie oben dargelegt, bezieht sich die Riicknahmefiktion aufgrund des Sachzusammenhangs
nur auf die Nachforderung, die aufgrund der Vorprifung ergeht. Wenn nach der Vorprifungs-
phase Unterlagen nachgefordert werden oder Unterlagen als mangelbehaftet geriigt werden,
tritt keine Ricknahmefiktion ein.

Stattdessen hat die untere Bauaufsichtsbehdrde die Baugenehmigung zu versagen, wenn
nicht ausreichend dargelegt und nachgewiesen wurde, dass die Baumalnahme dem 6ffentli-
chen Baurecht entspricht (8 70 Abs. 1 Satz 1 NBauO).
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Es liegt in der Verantwortung einer Bauherrin oder eines Bauherrn sowie in der Verantwortung
einer Entwurfsverfasserin oder eines Entwurfsverfassers, dass die BaumalRnahme bzw. der
Entwurf fur die Baumalinahme dem 6ffentlichen Baurecht entspricht. Daraus folgt eine Nach-
weispflicht. Wird dieser nicht nachgekommen, wird in letzter Konsequenz die Baugenehmi-
gung versagt. Vor diesem Versagungsbescheid empfiehlt sich eine Anhérung nach § 28
VWVIG sowie eine Rechtsbehelfsbelehrung.

18.12Wann wird ein Bauantrag abgelehnt?

Wenn der Entwurf nicht dem 6ffentlichen Baurecht entspricht, kann keine Baugenehmigung
gemaf 8 70 Abs. 1 NBauO erteilt werden. In diesem Fall ware die Baugenehmigung zu ver-
sagen bzw. der Bauantrag inhaltlich abzulehnen. Denn auch auRerhalb des Anwendungsbe-
reichs der Riucknahmefiktion gem. 8 69 Abs. 2 S. 3 NBauO bleibt eine inhaltliche Ablehnung
mdoglich und dies auch dann, wenn die Bauherrin oder der Bauherr seiner Pflicht nicht nach-
kommt, entsprechend dem gesetzlich vorgegebenen Prifumfang durch die erforderlichen Bau-
vorlagen und Antrage entsprechend nachzuweisen, dass sein Bauvorhaben dem offentlichen
Baurecht entspricht.

18.13In welchen bauordnungsrechtlichen Verfahren gilt die Ricknahmefiktion?

Die Rucknahmefiktion gilt neben dem Baugenehmigungsverfahren auch Uberall dort, wo auf
8§ 69 Abs. 2 Satz 3 NBauO Bezug genommen wird, wie bei der Bauvoranfrage (8 73 Abs. 2
Satz 2) und dem Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung (8 74 Abs. 2 Satz 2). Sie gilt hinge-
gen beispielsweise nicht bei separaten Antragen nach § 66 NBauO auf Abweichung, Aus-
nahme oder Befreiung.

18.141st bei einer Ricknahmefiktion eine Gebihr nach Zeitaufwand mdglich wie bei ei-
ner aktiven Rucknahme?

Ja. Eine Riucknahmefiktion ist mit einer Ricknahme gleichzusetzen.

18.15Wie wird die 3-Wochen-Frist berechnet?

Fristen werden gemaf § 31 VwV{G nach den Regelungen in den 88 187 bis 193 BGB berech-
net.

18.16Tritt die die Riucknahmefiktion ein, wenn die nachzureichende Statik nach 8§ 67
Abs. 3 NBauO nach Ablauf der 3-Wochen-Frist nachgereicht wird?

Nach 8 67 Abs. 3 NBauO kann im Einzelfall zugelassen werden, dass die Statik innerhalb
eines Jahres nach Erteilung der Baugenehmigung nachgereicht wird. Fur eine Riicknahmefik-
tion ist in diesem Stadium der Antragsbearbeitung kein Raum mehr.
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18.17Tritt die Rucknahmefiktion ein, wenn ein nachgefordertes Gutachten fachliche
Mangel aufweist?

Fachliche Mangel kdnnen erst bei einer intensiven Priifung festgestellt werden und nicht bei
einer Vorpriufung. Falls ein im Wege der Mangelriige nach 8§ 69 Abs. 2 Satz 2 NBauO nachge-
fordertes Gutachten innerhalb der gesetzten Frist eingereicht wird, kommt es nicht zur Ruck-
nahmefiktion. Wenn bei der fachlichen Bearbeitung/Prifung des Gutachtens Mangel im Gut-
achten festgestellt werden, kann erneut um Mangelbehebung ersucht oder auch der Antrag
abgelehnt werden.

18.18Tritt die Ricknahmefiktion ein, wenn von mehreren nachgeforderten Unterlagen
nicht alle eingereicht werden?

Die neuen Regelungen sollen der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser und damit
auch der Bauherrin und dem Bauherrn einen schnellen Uberblick dariiber verschaffen, welche
Unterlagen oder Angaben in formeller Hinsicht noch fehlen. Wenn diese Mangel nicht vollstan-
dig innerhalb der von der Bauaufsichtsbehdrde gesetzten angemessenen Frist ausgeraumt
werden und von mehreren fehlenden Unterlagen nicht alle nachgereicht werden, so tritt die
Rucknahmefiktion ein.



62

19 Zu 8 83 (Technische Baubestimmungen)
19.1 Wann wurden die Technischen Baubestimmungen zuletzt bekannt gemacht?

Mit Runderlass vom 15.12.2023 wurden im Niedersachsischen Ministerialblatt (NdsMBI.
vom 15.12.2023, 1060ff.) die aktuell geltenden Technischen Baubestimmungen bekannt ge-
macht.

19.2 Gibt es eine Ubergangsregelung?

In dem oben genannten Runderlass heil3t es in Ziffer 5: ,Bei Baumalinahmen, fur die der
Bauantrag nach § 67 NBauO, der Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung nach 8 74 Abs. 2
oder die Mitteilung nach 8§ 62 Abs. 3 NBauO bis zum 31. 12. 2023 Ubermittelt wurde, sowie bei
verfahrensfreien BaumaRnhahmen nach § 60 Abs. 1 und 2 NBauO mit Baubeginn vor dem 1.
1. 2024 darf die VV TB nach der bisherigen Fassung angewendet werden.*

19.3 Wo finde ich altere Technische Baubestimmungen?

Die Technischen Baubestimmungen werden in Niedersachsen von der Amtsblattstelle im Nie-
dersachsischen Ministerialblatt bekannt gemacht. Die Ministerialblatter der Jahre 2006 bis
2023 sind unter hier archiviert. Um das richtige Blatt zu finden, ist ein Blick in das Gesamtver-
zeichnis des jeweiligen Jahres hilfreich.


https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
https://www.niedersachsen.de/politik_staat/gesetze_verordnungen_und_sonstige_vorschriften/verkundungsblatter_vorjahre/verkuendungsblaetter-der-vorjahre-105453.html
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20Vollzugshinweise zu Brandschutzvorschriften der NBauO und der DVO-
NBauO sowie des § 42 NBauO — Blitzschutzanlagen

20.1 Koénnen auf Grundlage des § 32 Abs. 1 Satz 2 NBauO feuerwiderstandsféhige
Dachtragwerke gefordert werden, obwohl ein Erfordernis nach § 11 DVO-NBauO
nicht besteht?

§ 32 Abs. 1 Satz 2 NBauO bestimmt als allgemeines Schutzziel, dass das Tragwerk von Da-
chern einschlief3lich des Tréagers der Dachhaut ausreichend widerstandsfahig gegen Feuer
sein muss, soweit es der Brandschutz erfordert. Daran ankniipfend sind die Félle, in denen
dieses Erfordernis besteht, abschlieRend in § 11 Abs. 5 und 7 DVO-NBauO festgelegt, sofern
nicht nach 8 51 NBauO oder aufgrund von Sonderbauverordnungen fur Sonderbauten beson-
dere Anforderungen gestellt oder Erleichterungen gestattet werden. Allgemeine Schutzzielbe-
stimmungen in der NBauO und Konkretisierungen in der DVO-NBauO finden sich auch zu
anderen Bauteilen, wie Wanden und Stitzen, Auf3enwénden, Trennwanden, Brandwanden
und Decken.

Fur Sonderbauten werden regelhaft besondere Anforderungen zur Erreichung des Schutzziels
von § 32 Abs. 1 Satz 2 NBauO etwa in § 8 Abs. 1 VKVO, § 4 Abs. 1 NVStattVO und Abschnitt
6.3.1 der IndBauRL gestellt.

20.2 Ist nach 8§ 33 Abs. 2 Satz 3 HS 2 NBauO fir Geschosse zur Nutzung durch mehr
als 10 Personen ein zweiter baulicher Rettungsweg erforderlich?

Die Vorschrift verlangt fur den Fall, dass die Filhrung des zweiten Rettungsweges aus einem
nicht zu ebener Erde liegenden Geschoss einer Nutzungseinheit mit Aufenthaltsr&umen tber
eine mit den Rettungsgeraten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit vorgese-
hen ist, die Prifung der Eignung dieser Rettungswegflhrung, wenn das Geschoss fiir die Nut-
zung durch mehr als 10 Personen bestimmt ist, wobei Geschosse von Wohnungen ausge-
nommen sind. Die Vorschrift darf nach ihrem klaren Wortlaut nicht so ausgelegt werden, dass
ein solcher zweiter Rettungsweg bei mehr als 10 Personen je Geschoss einer Nutzungseinheit
grundsatzlich ungeeignet ist mit der Folge des Erfordernisses eines zweiten baulichen Ret-
tungsweges.

Ob die Eignung gegeben ist, hangt von den Umsténden in den jeweiligen Einzelfallen ab, die
sehr unterschiedlich sein kdnnen. Von Bedeutung sind insbesondere die Leistungsfahigkeit
und Ausstattung der drtlichen Feuerwehr, die Hilfsfrist, die Feuerwiderstandsfahigkeit der Bau-
teile des Gebaudes und Besonderheiten des Nutzerkreises (regelmafige Anwesenheit von
Personen mit besonderer Hilfsbedirftigkeit, wie Menschen mit Behinderungen oder Kleinkin-
der).

20.3 Wann sind nach § 42 NBauO Blitzschutzanlagen erforderlich?

Die Vorschrift fordert dauernd wirksame Blitzschutzanlagen fiir bauliche Anlagen, bei denen
nach Lage, Bauart oder Benutzung Blitzschlag leicht eintreten oder zu schweren Folgen flihren
kann.

Fur die Frage, ob eine bauliche Anlage mit einer Blitzschutzanlage versehen sein muss, ist
eine Risikoanalyse auf der Grundlage privatrechtlicher Regelwerke, wie etwa die in GroR3e-
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Suchsdorf, Niedersachsische Bauordnung, Kommentar, 10. Auflage 2020, § 42 Rn. 4 ge-
nannte DIN EN 62305-2 (VDE 0185-305-2), bauordnungsrechtlich nicht veranlasst. Ob Blitz-
schlag leicht eintreten kann, hangt von Lage (z. B. an exponierter Stelle) und Hohe der bauli-
chen Anlage ab. Eine statistische Auftretenswahrscheinlichkeit von Einschlagen, die sich je
nach betrachtetem Zeitraum andern kann, ist damit nicht gemeint.

Ob schwere Folgen zu befiirchten sind, ergibt sich Uberwiegend aus der Art der Nutzung. Re-
gelmafig vorgeschrieben sind Blitzschutzanlagen nach § 19 VKVO, § 14 Abs. 4 NV StattvVO
und Abschnitt 5 der SchulbauR. Von schweren Folgen wird regelmaRig auch auszugehen sein
bei anderen Gebauden fir viele Menschen und fur Menschen mit besonderer Schutzbedurf-
tigkeit (z. B. Krankenhauser, Pflegeheime, Kindertageseinrichtungen) sowie bei baulichen An-
lagen, deren Nutzung durch Umgang mit oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder er-
hohter Brandgefahr verbunden ist.

Allein die Tatsache, dass ein Gebaude ein Reetdach hat, bedeutet nicht, dass Blitzschlag leicht
eintreten oder zu schweren Folgen fihren kann. So ist z. B. fiir ein reetgedecktes, nicht expo-
niert stehendes Einfamilienhaus eine Blitzschutzanlage bauordnungsrechtlich nicht erforder-
lich.

Sind in Gebauden bestimmte sicherheitstechnische Anlagen und fiir deren Weiterbetrieb bei
Stromausfall auch eine Sicherheitsstromversorgungsanlage bauordnungsrechtlich erforder-
lich, so ist fur eine Blitzschutzanlage regelmafiig auch ein innerer Blitzschutz vorzusehen (s.
a. VV TB, Abschnitt A 2.1.15.2).

20.4 Wann sind nach § 15 Abs. 2 Satz 3 DVO-NBauO zusatzliche Vorkehrungen zur
Rauchableitung erforderlich und welche Vorkehrungen kommen in Betracht?

Fur notwendige Treppenraume, die keine Fenster nach 8§ 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 DVO-NBauO
haben, missen bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 nach Satz 3 der Vorschrift neben
der nach Satz 1 Nr. 2 der Vorschrift an oberster Stelle erforderlichen Offnung zur Rauchablei-
tung zusatzlich Vorkehrungen zur Rauchableitung getroffen sein, wenn dies fiir den Einsatz
der Feuerwehr erforderlich ist.

Sowohl die an oberster Stelle des notwendigen Treppenraumes angeordnete Offnung als auch
die zusatzlichen Vorkehrungen zur Rauchableitung sind nur fiir die Unterstiitzung der Brand-
bek&ampfung durch die Feuerwehr bestimmt. Sie dienen nicht der Personenrettung. Dies ist bei
der Prifung des Erfordernisses zusétzlicher Vorkehrungen zu beachten.

Die Forderung an ,oberster Stelle* des Treppenraumes ist erfullt, wenn die (")ffnung zur Rauch-
ableitung entweder direkt in der Dachflache oder auch in einer ggf. vorhandenen Auf3enwand-
flache an nahezu oberster Stelle des Treppenraumes (unterhalb eines Sturzes oder Fenster-
rahmens) angeordnet ist.

Zusatzliche Vorkehrungen zur Rauchableitung im Sinne der Vorschrift sind nicht nur Maf3nah-
men zur Verstarkung der Zuluftzufuhr (Spulluft). Auch andere Mainahmen kommen in Be-
tracht, die die Rauchableitung nicht aktiv bewirken, sondern die Ableitung von in den Treppen-
raum eingedrungenem Rauch lediglich dadurch erleichtern, dass das Eindringen von Rauch
in den Treppen-raum von vornherein erschwert wird. Letzteres kann z. B. durch qualifizierte
Tldren zum Treppenraum hin oder durch die Anordnung von Vorraumen erreicht werden.
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Zum Erfordernis und zur Art der Vorkehrungen kdénnen folgende Hilfestellungen gegeben wer-
den:

Liegt ein notwendiger Treppenraum im Gebaudeinneren so, dass eine Tur des Treppenrau-
mes ins Freie zur direkten Unterstltzung der Bellftung aus dem Freien nicht zur Verfugung
steht (mittelbarer Ausgang ins Freie gemaf § 35 Absatz 3 Satz 2 NBauO), ist im Allgemeinen
das Erfordernis von zuséatzlichen Vorkehrungen zur Rauchableitung gegeben.

In Abh&ngigkeit von der Gebaudehdhe und der Grof3e und Art der Nutzungseinheiten, die auf
den Treppenraum angewiesen sind, kommen z. B. folgende Vorkehrungen in Betracht:

a) Bei Gebauden mit einer Hohe im Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 3 NBauO von nicht mehr
als 13 m und mit nicht mehr als 10 Wohnungen oder anderen Nutzungseinheiten mit
einer Grundflache von nicht mehr als 200 m?, die direkt an den Treppenraum ange-
schlossen sind, genlgt es in der Regel, wenn zum Treppenraum rauchdichte, selbst-
schlieRende und mindestens feuerhemmende Tiren vorhanden sind.

b) In anderen Gebauden kommen insbesondere folgende Alternativen in Betracht:

b 1) Der Treppenraum darf aus den Geschossen nur Gber einen Vorraum oder einen not-
wendigen Flur zuganglich sein. Der Vorraum darf weitere Offnungen nur zu Aufziigen
und zu Sanitarraumen haben. Im Ubrigen hat er die Anforderungen an notwendige
Flure zu erfullen.

b 2) Ein Vorraum oder Flur ist nicht erforderlich, wenn durch eine Druckbelilftungsanlage
der Eintritt von Rauch in den Treppenraum behindert und dort eingetretener Rauch
abgeleitet wird (sogenannte Spulliftungsanlage). Diese Druckbeliftungsanlage muss
so bemessen und beschaffen sein, dass

- fir den Treppenraum ein Zuluftvolumenstrom von mindestens 10.000 m3/h zur
Verfligung steht,

- die Abstromung an der obersten Stelle des Treppenraumes erfolgt,

- im Treppenraum kein Unterdruck gegentiber den Geschossen auftritt und

- bei geschlossenen Tiiren zum Treppenraum der Uberdruck im Treppenraum
gegeniuber dem Freien einen Wert von 25 Pa nicht unterschreitet.

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen der VV TB — Fassung Marz 2022, Anhang 14,
Abschnitte 8.2 bis 8.4, soweit sich diese nicht ausdriicklich nur auf Druckbeliftungsan-
lagen fir Sicherheitstreppenraume und deren Vorraume sowie Feuerwehraufzugs-
schachte und deren Vorraume beziehen.

Aus Sicht der obersten Bauaufsichtsbehorde ist, gestiitzt auf § 78 NBauO, eine regel-
maRige Uberprufung der Druckbeliftungsanlage und der Sicherheitsstromversor-
gungsanlage durch eine bauordnungsrechtlich anerkannte sachverstédndige Person
vorzuschreiben.

20.5 Sind GroRraumbiiros mit mehr als 400 m? Grundflache zulassig?

Nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 DVO-NBauO sind innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als
400 m? Grundflache, die einer Biiro- oder Verwaltungsnutzung dienen, notwendige Flure nicht
erforderlich, wobei dies auch fur Teile groRerer Nutzungseinheiten mit dieser Nutzung gilt,
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wenn die Teile nicht mehr als 400 m? Grundflache, qualifizierte Trennwande und unabhéngige
Rettungswege haben. Die Vorschrift lasst also GroRraumbiiros bis zu 400 m? Grundflache zu.

Biro- oder Verwaltungsgebaude mit einem oder mehreren Grolsraumblros mit jeweils mehr
als 400 m? Grundflache sind gem. § 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 NBauO Sonderbauten, fiir die gem.
§ 51 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 NBauO Erleichterungen auch von der DVO-NBauO ge-
stattet werden kdnnen, soweit es der Einhaltung der Vorschriften wegen der besonderen Art
oder Nutzung oder wegen besonderer Anforderungen nicht bedarf. Grolzere Nutzungseinhei-
ten oder Teile von Nutzungseinheiten ohne notwendige Flure als nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 DVO-
NBauO kdnnen also — ohne dass es der Zulassung einer Abweichung nach § 66 NBauO bedarf
- gestattet werden, wenn zur Kompensation besondere Anforderungen gestellt werden. Hier-
bei kommen etwa Anforderungen an die Personenrettung in Betracht, wie eine rauminterne
Rettungswedfiihrung durch die Anordnung von Gangen, maximale Entfernungen zu mdglichst
weit auseinanderliegenden Ausgangen aus dem Biro und die Alarmierung der Personen im
Brandfall in Betracht.
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